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Vorwort

Liebe Mittelständlerinnen, 
liebe Mittelständler, 
liebe Leserinnen und Leser,

Wenn Sie diese Zeilen lesen, steht 
das Stimmergebnis der Bundestags-
wahlen fest. Jetzt, wo ich diese Zeilen 
schreibe, sind es knapp zwei Wochen 
bis zum Wahltag. Der Wahlkampf der 
letzten sieben Monate war alles an-
dere als langweilig. Zu Beginn - noch 
ohne Kanzlerkandidaten - schien die 
Union uneinholbar, dann kam der K(r)
ampf um die Kanzlerkandidatur, die 
Entscheidung gegen Bevölkerung und 
Bundestagsfraktion, und fast zeitgleich 
der kometenhafte Aufstieg der grünen 
Kanzlerkandidatin, was viele Medien 
vor Begeisterung ins Delirium stürz-
te, gefolgt vom medialen Entsetzen 
ob des noch schnelleren Absturzes der 
grünen Mogelpackung. Im Gegenzug 
fasste Armin Laschet trotz der Münch-
ner Querschüsse Tritt. Dann kam die 
Flutkatastrophe: Plötzlich erscheint 
der dröge SPD-Kandidat als Kanzler-
material. Bei den viel zu vielen Staats-
gläubigen im Lande kann er auch mit 
Steuererhöhungen für „Besserver-
dienende“ und dem Versprechen der 
Fortsetzung einer bereits außer Rand 
und Band geratenen Schuldenpolitik 
punkten. Ergebnis: die schon als ehe-
malige Volkspartei gehandelte SPD 
liegt vor der Union. Es hilft eben, dass 
die SPD-Granden wie Esken mit Blick 
auf Ministersessel stillhalten.      
      
Erst in dieser Lage gewinnt der Wahl-
kampf der Union inhaltliches Profil, da 
es gilt, kurz vor dem Wahltag eine rot-
grün-rote Koalition unter Einschluss der 

unter dem Namen Linke firmierenden 
Ex-SED zu verhindern. Ob es mit der Ver-
mögenssteuer um die Einführung einer 
Substanzsteuer oder um schnöde Steuer-
erhöhungen geht, eine Fortsetzung der 
ursprünglich coronabedingten Schulden-
politik, die flächendeckende Mietpreis-
bremse oder gar Verstaatlichungen bzw. 
Enteignungen wie im schlecht regierten 
Bundesland Berlin gefordert werden, 
längst ziehen alte und neue Kommunis-
ten, Sozialisten, SPDler und Grüne an 
einem Strang. Dagegen wirbt die Union 
mit ihrem Versprechen einer neuen 
sozialen und ökologischen Marktwirt-
schaft. Und damit für Technologie- und 
Innovationsoffenheit, für starke und 
moderne Industrien ebenso wie für die 
Rückbesinnung auf eine Ordnungs-
politik, die Menschen und Unternehmen 
nicht bevormundet, sondern Freiräume 
schafft. Insofern sind das Nein zu Steuer-
erhöhungen und das Nein zum Gendern 
zwei Seiten derselben Medaille. 

Nach 16 Jahren unter einer am Ende im 
Krisenmanagement und Regierungsall-
tag erschöpften Bundeskanzlerin muss 
die CDU als Partei „wieder laufen lernen“. 
Dabei geht es um Prinzipielles wie Selbst-
verständliches, z. B. dass Qualität vor 
Parität oder Proporz gehen muss. Korrek-
turen bei der Migrationspolitik, die Be-
endigung des Asylmissbrauchs oder einer 
realistischen Euro- und Europapolitik 
stehen an. Denn Solidarität ist keine 
Einbahnstraße. Auf Dauer ist die EU nur 
dann zu erhalten, wenn Hilfen wieder an 

tiefgreifende Reformen gebunden wer-
den und die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit gestärkt wird. 

Freilich hat dieser Wahlkampf auch ge-
zeigt, dass der Wirtschaftsflügel und 
unsere MIT gut aufgestellt sind. Dabei 
hilft, dass die Union über zwei heraus-
ragende (Wahl-)Kämpfer für die Sozia-
le Marktwirtschaft verfügt: Friedrich 
Merz und Carsten Linnemann. Vieles 
ist ihnen zuzutrauen: das Finanz- oder 
Außenministerium für den einen, das 
Wirtschafts- oder Arbeitsministerium für 
den anderen. Und falls es richtig schlecht 
kommen sollte: Jeder der beiden gäbe 
einen starken Oppositionsführer ab!

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Inka Sarnow

Inka Sarnow, stellvertretende Landesvorsitzende 
der MIT Baden-Württemberg

Vorwort
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Lehre aus der #BTW21

Neustart statt weiter so

Im Fußball hätte man wohl vom Abstieg 
gesprochen. In der Politik liest sich das 
vorläufige Wahlergebnis der Bundes-
tagswahl 2021 (das amtliche lag zu 
Redaktionsschluss noch nicht vor) deut-
lich kühler: CDU bundesweit bei 24,1 %. 
Ein Minus von rund 8 % zur letzten Wahl. 
Keine Überraschung für jeden, der die 
politische Landschaft über die letzten 
Monate verfolgt hatte.

Doch statt diese Fehlentwicklung ein-
zugestehen, wurden in der CDU noch 
am Wahlabend mögliche Regierungs-
optionen erörtert. Einige in Baden-Würt-
temberg sahen sich sogar als Wahlsieger 
– hatte man doch mehr Direktmandate 
(knapp) errungen als erwartet und lag 
über dem Bundesschnitt. Die Bundes-
spitze, so war es auch in vielen Medien 
zu lesen, präsentierte sich in ihren Re-
aktionen zur Wahl vom eigenen Klientel 
losgelöst und zeigte wenig Gespür für 
das desaströse Ergebnis.

Kaum ein Wort war auch zu den Begleit-
erscheinungen der Wahlniederlage zu 
hören. So musste die CDU selbst bei ihren 
Kernthemen wie Wirtschaft, Außenpolitik 
und Sicherheit aufgrund offensichtlicher 
Fehlentwicklungen Einbußen in der öf-
fentlichen Anerkennung hinnehmen. 
Laut Infratest erlitt die CDU allein bei der 
wahrgenommenen Wirtschaftskompetenz 
einen Einbruch von 25 %.

Dabei wäre diese Negativentwicklung 
einfach zu vermeiden gewesen. Seit 
Jahren mahnen Stimmen aus der CDU, 
dass die Parteispitze den Kontakt zur 
Lebenswirklichkeit der Wähler verloren 
hat. Hinzu kam, dass Anliegen der Basis 
(u. a. zum Parteivorsitz) durch massives 
Gegensteuern ausgekontert wurden und 
sich die CDU über alle Medien hinweg 
ausgezehrt, müde und ideenlos präsen-
tierte. So ist spätestens jetzt die Zeit 
gekommen gegenzusteuern und mit mu-
tigen Inhalten, mutigen Köpfen und der 
Stärke der eigenen Basis den Neustart 
anzupeilen.

Mut zu Inhalten
Vor dieser Negativ-Entwicklung hatte 
die MIT seit Jahren gewarnt. Besonders 
eindringlich Ende 2019 die vier MIT-Be-
zirksverbände in Baden-Württemberg in 
einem inhaltlich deutlichen wie emotio-
nal aufrüttelnden Brandbrief. Doch Kritik 
am Kurs wurde von der Parteispitze gern 
unreflektiert als störend abgetan. Der 
Prophet gilt eben nichts im eigenen Land. 

Viel lieber hat man sich in der CDU in den 
letzten 16 Jahren von ureigenen Grund-
werten und etablierten ökonomischen 
Prinzipien abgewandt, um alleine eines 
zu garantieren: die Kanzlerschaft von 
Angela Merkel. Betriebswirtschaftlich 
formuliert, näherte sich die CDU zur 
Machtsicherung dem Wettbewerb an 
und vergraulte die eigenen Kunden durch 
ein Angebot, mit dem sich diese nicht 
identifizieren konnten. Die Folge war das 
Entstehen eines neuen Wettbewerbers 
und der Verlust von 50 % Marktanteilen 
mit dem Slogan „weiter so“. 

Dabei kämpft die deutsche Wirtschaft, 
allem voran der Mittelstand, in weiten 
Bereichen um ihre globale Wettbewerbs-
fähigkeit. Nicht etwa, weil sie keine Lust 
oder keine Ideen hätte, sondern weil sie 
durch die eigene Politik mit immer mehr 
Bürokratie und immer höheren Abgaben 
belastet wurde. Die Erfinder der Sozialen 
Marktwirtschaft wurden zu Markenbot-
schaftern der grünen Angst- und Panik-
Ideologie und handelten gegen die eige-
ne Überzeugung und die eigene Basis.

Natürlich ist es unstrittig, dass man in 
Koalitionen Kompromisse eingehen 
muss. Aber in Zukunft kann die CDU 
nicht mehr aus dem alleinigen Grund 
der Machtfixierung dem politischen 
Wettbewerb nachgegeben, bis am Ende 
dessen politische Ansichten die eigene 
Arbeit dominieren. Die CDU benötigt 
wieder eine erkennbare Agenda und 
Alleinstellungsmerkmale durch ein klares 
Programm, das die Mitglieder erarbeitet 
haben, hinter dem sie stehen und für das 

sie auch im Wahlkampf brennen. So wird 
die CDU wieder eine inhaltlich gefestigte 
Mitmach- und Volkspartei.

Mut zu Leadership
Aber nicht nur Inhalte gewinnen Wahl-
kämpfe – es sind vor allem die Führungs-
personen. In einer in der Welt ver-
öffentlichten repräsentativen Umfrage 
befanden Wähler Armin Laschets stärks-
te Charaktereigenschaft die, humor-
voll zu sein (im Abstand gefolgt von 
Vertrauenswürdigkeit und Empathie). 
Die Werte von Scholz waren vor allem 
in den Bereichen Faktensicherheit und 
Führungsstärke fast viermal höher als die 
des CDU-Kanzlerkandidaten.

So ist es nicht verwunderlich, dass am 
Wahltag in einer Forsa-Umfrage 53 % der 
Wähler Armin Laschet als den falschen 
Kandidaten befanden. Eine Meinung, die 
fast 50 % der Delegierten des Bundes-
parteitags und eine sicher noch größere 
Mehrheit an der Basis schon vor Jahren 
zu erkennen gab. Doch weshalb finden 
derartige empirische Ansätze in der 
strategischen Arbeit der CDU keine An-
wendung? Kennt man sie nicht, oder ver-
fügt die CDU nicht über entsprechende 
Kompetenzen? Die CDU fordert immer 
die Digitalisierung – sie sollte sie 
schnellstmöglich auch bei ihrer eigenen 
(empirischen) Arbeit etablieren.

Der CDU fehlt es an Leader-Typen. 
Typen, die sowohl Wähler als auch Mit-
glieder motivieren und mitreißen. Typen, 
die ein Gefühl des Aufbruchs und der 

Bastian Atzger, Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg
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Veränderung zum Positiven schaffen 
können. Typen, die sich auch einmal trau-
en unbequeme Dinge zu sagen und die 
mit Lösungsansätzen überzeugen. Zwei 
davon kennen wir sehr gut: Carsten Lin-
nemann und Friedrich Merz, die mutig 
und inhaltlich auftraten, lagen mit ihren 
Ergebnissen (47,7 bzw. 40,4 %) weit über 
dem Bundesdurchschnitt.

Zudem muss die CDU ihre eklatante 
Kampagnenschwäche bereinigen. Anstatt 
auf professionelle Kampagnen mit statis-
tischem Unterbau, setzte man auf partei-
intern Verfügbare, die Wahlkämpfe nach 
subjektivem Ermessen leiten und wun-
derte sich über schlechter werdende Um-
fragewerte. Ohne überzeugende Inhalte, 
spürbares Leadership und klare Kampag-
nen kann man nicht mehr bestehen – eine 
Lehre, die die CDU 2021 auf mehreren 
Ebenen schmerzhaft lernen musste.

Mut zum Neustart
Diese erste Einschätzung, die am Tag 
nach der Wahl entstand, soll keine ab-
schließende und allumfassende Wahl-
analyse darstellen. Dazu ist es noch zu 
früh. Die Bundestagswahl 2021 zeigte 
jedoch, dass die von der MIT seit Lan-
gem ausgesprochenen Warnungen und 
Forderungen keine schwarzseherischen 
Unkenrufe waren. Der MIT-Bundesvor-
stand plädierte bereits vor der Bundes-
tagswahl für einen Neustart und wird 
auch den Bundesmittelstandstag 2021 

unter dieses Motto 
stellen.

Das Land ist nicht 
nur reformwillig, 
die Bürger fordern 
derzeit Reformen 
sogar aktiv ein. So 
wie die letzten Jahre 
kann und darf es 
somit nicht weiter-
gehen. Individuelle 
Freiheitsrechte wer-
den immer weni-
ger, die finanzielle 
Belastung immer 
höher und die Eigen-
verantwortung der 
Bürger wird durch 
einen immer präsen-
ter werdenden Staat 

zurückgefahren. Die CDU hat diese Ent-
wicklung leider selbst mit angestoßen, 
und es steht zu befürchten, dass die 
nächste Bundesregierung diesen fal-
schen Kurs nicht umkehren wird.

Deshalb wird es der Auftrag des Mittel-
stands sein, als wirtschaftspolitische 
Kompetenz und als Hüter ordnungs-
politischer Werte zu fungieren und sich 
für einen Kurswechsel zu engagieren. 
Unterstützen wir die CDU, ihren seit Jah-
ren stotternden Motor wieder in Gang 
zu setzen und das Lenkrad denen in die 
Hand zu geben, die bewiesen haben, dass 
sie auch abseits von politischen Pöstchen 
für Freiheit, Leistung und Vernunft ste-
hen. Diesen Neustart gilt es zu fordern 
und zu begleiten.

Gleich im Anschluss an die Bundestags-
wahl startet die Aufarbeitung der Land-
tagswahl 2021. Man darf gespannt sein, 
wie mutig die CDU Baden-Württemberg 
diesen Neustart aufnehmen und den 
Weg zu einer modernen programmati-
schen und mitgliederorientierten Partei 
umsetzen wird.

Bastian Atzger,

atzger@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de
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Was bleibt nach 16 Jahren Angela Merkel:  
No risk, just fun.

Am Ende einer fast 16-jährigen Amtszeit von Angela Merkel 
als Regierungschefin unseres Landes stellt sich einem natür-
lich unweigerlich die Frage: Was hat sie für uns getan und 
erreicht bzw. was wird von ihrer Arbeit bleiben?

Von ihr als Person wird das Bild der überlegten und ruhigen 
(bis teilweise an die Schmerzgrenze zögernden und zaudern-
den) Regierungschefin bleiben. Ihr Verhalten war ihrem Amt 
stets angemessen und ihre Persönlichkeit war in der öffent-
lichen Wahrnehmung durch und durch nicht narzisstisch 
geprägt, was zugegebenermaßen immer ein angenehmer 
Kontrapunkt zu ihren durchaus zahlreichen, nicht derart ver-
anlagten Amtskollegen war.

Was aber bleibt für Deutschland? Wie hat sie durch ihre Art, 
vor allem aber durch ihre Arbeit, unser Land geprägt? Ehrlich 
gesagt, aus meiner Sicht hat sie das sehr stark getan. Leider 
aber sehr zum schlechten.

Deutschland mit dem Großteil seines mittelgroßen Völk-
chens im Herzen von Europa ist heute Zentrum der De-
kadenz, der Selbstbeweihräucherung und vor allem der 
Selbsttäuschung. Ob Merkel dabei die Henne oder das Ei 
war, mögen die weiteren geschichtlichen Betrachtungen zei-
gen. Fakt ist, in der Ära Merkel haben viele Vögelchen den 
Schnabel aufgerissen, und Merkel hat geliefert. Wenn es um 
Geld ging, war es auf europäischer Ebene nie die Frage, ob 
Merkel den deutschen Geldbeutel aufmacht, sondern nur 
wann. Ihre europäischen Amtskollegen hatten sich doch 
eher vor der Länge der berühmt-berüchtigten Verhandlungs-
marathons zu fürchten, bei denen Merkel nachweislich 
immer eine außergewöhnliche Kondition an den Tag gelegt 
hat, denn vor deren Ergebnissen. 

Staatseingriffe und der große Geldbeutel, das waren natio-
nal wie auf europäischer Ebene die prägenden Stilmittel der 
Regierungen unter Angela Merkel. Es wurden nie die nach-
haltigen, wirtschaftlichen, deshalb oftmals auch kurzfristig 
die unangenehmen Entscheidungen gesucht, geschweige 
denn mit einer gesunden Härte durchgesetzt. Nein, das 
Kind hat geschrien, und die Mutter der Nation hat geliefert. 
Immer die einfache, die teure, die ungesunde Lösung. Die 
Lösung, die kurzfristig so zuckersüß schmeckt und übrigens 
hervorragend zur Vermehrung von Wählerstimmen taugt. 
Lösungen, deren Folgen dieses Land noch lange zu tragen 
haben wird. Wäre Merkel tatsächlich Mutter, und hätte sie 
ihr Kind als Familienoberhaupt genauso behandelt, wie sie 
es als deutsches Regierungsoberhaupt mit diesem Land ge-
macht hat, dann hätte sie nun nach sechzehn Jahren einen 
lummeligen, verzogenen, verwöhnten und naiven Teenager 

zu Hause sitzen, ein jammriges Schneeflöckchen. Die Bot-
schaft von Merkels Politik der letzten Jahre lag darin, dass 
keiner mehr ein Risiko scheuen musste, beziehungsweise 
erst gar keines mehr einzugehen hatte. Sie hat die totale 
Entkoppelung des Leistungsprinzips vollzogen. Druck wurde 
nie als Ansporn, sondern immer nur als Last definiert. Frei 
nach dem Motto: No risk, just fun. 

Die Könige waren die Leistungsempfänger, die Verlierer die 
Leistungserbringer und der Staat noch stärker regulierend da-
zwischen als je zuvor. So nüchtern muss man die Analyse ihrer 
Politik ziehen. Aber man muss auch nüchtern konstatieren, dass 
selbst Frau Holle mit ihren Schneeflöckchen keine geschlossene 
Schneedecke hinbekommt, wenn der Boden dafür nicht vor-
bereitet ist. Und der Boden, sprich ein großer Teil der deutschen 
Bevölkerung, war vorbereitet bzw. empfänglich für Merkels 
Schneeflockenpolitik. Staatliche Eingriffe, planwirtschaftliche 
Regulierungen und Bevormundung seitens der Regierung ak-
zeptieren die Menschen in diesem Land seit einigen Jahren in 
einem Maße, das einen erschrecken lässt.

Merkel wollte es so, und die Menschen haben es dankend 
angenommen. Warum dieses Zusammenspiel so gut und so 
lange funktioniert hat, ist mit Sicherheit nicht nur auf einen 
Grund zurückzuführen. Was aber scheinbar beide Seiten 
immer wieder antreibt, ist die Angst. Die Angst vor Ent-
scheidungen, die Angst vor Anstrengungen, die Angst vor 
dem Risiko.

Daniel Hackenjos, stellvertretender Landesvorsitzender der MIT Baden-Würt-
temberg 
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Bezogen auf Angela Merkel verwundert es aber auch kei-
nen, wenn man bedenkt, wie Merkels Kanzlerschaft über-
haupt erst entstanden ist. 1997 die Berliner Rede des da-
maligen Bundespräsidenten Roman Herzog zum Ruck, der 
durch Deutschland gehen muss, 2003 die Agenda 2010 und 
2005 die Wahlniederlage der Regierungskoalition, die diese 
Agenda entschieden hatte. Vor Merkels Augen fand also ein 
Prozess statt, den sie für den Rest ihrer Amtszeit schein-
bar um jeden Preis vermeiden wollte. Eine langfristige, 
anstrengende Entscheidung wurde getroffen und die Re-
gierung deswegen abgewählt. Aus dieser Wahlniederlage 
entstand Merkels Kanzlerschaft.

Dann die ersten Entscheidungen: die Eurorichtlinien können 
für Griechenland nicht eingehalten werden - aus Angst, dass 
am Ende des Prozesses die europäische Union auseinander-
bricht. Also wurde der Geldbeutel das erste Mal richtig auf-
gemacht und das Problem gelöst. Das Angstszenario als Ur-
sprung, der Geldbeutel als Lösung. Ironischerweise war es 
gut sieben Jahre später Merkels zögerliche Scheu vor einer 
harten Entscheidung, nämlich Grenzkontrollen gesetzes-
konform durchzuführen und das beschlossene Dublin-Ver-
fahren umzusetzen, die maßgeblich dazu beigetragen hat, 
in einer volatilen britischen Bevölkerung die Stimmung zu 
Gunsten des Brexits zu kippen und damit tatsächlich ein Aus-
einanderbrechen der europäischen Union herbeizuführen.

Merkel ist jeder konfliktträchtigen Diskussion aus dem Weg 
gegangen. Deutlich zeigt sich dies auch wieder in der aktuel-
len Diskussion zum Klimawandel und den dazu diskutierten 
Maßnahmen zum Klimaschutz. Anstatt die Belastungen für 
jeden Einzelnen dabei klar aufzuzeigen, wird alles wieder in 
Watte gepackt. Kosten werden verkollektiviert und Märkte 
ausgehebelt. Deutschland kann sich also weiterhin selbst-
beweihräuchern und so tun, als ob sie die größten Klima-
schützer der Welt wären oder sich eingestehen, dass sobald 
der Klimaschutz unverblümt auf ihre Geldbeutel nieder-
schlagen würde, die meisten diesen dann doch nicht mehr so 
toll fänden. Und der Klimaschutz wird sich auf die Geldbeutel 
niederschlagen. Deshalb hätte eine Regierungschefin mit 
Weitblick die richtigen Entscheidungen getroffen und nicht 
die gut gemeinten. Entscheidungen, die den Klimaschutz 
langfristig aufrechterhalten und trotzdem den Wohlstand und 
das Kapital, welche ihn letztlich tragen, nicht zerstört.

Die Amtszeit von Angela Merkel als Regierungschefin war 
keine glorreiche und noch nicht einmal eine gute für unser 
Land. Und das, obwohl sie alle Möglichkeiten dazu gehabt 
hätte. Gerade in ihrer zweiten Legislaturperiode hatte sie 
in der Bevölkerung das nötige Vertrauen, um auch die lang-
fristigen und gesunden Entscheidungen für unser Land tref-
fen zu können. Diese Chance hat sie vertan und ist ihrem 
schon dargelegten Muster der kurzfristigen, konfliktscheuen 
und ungesunden Entscheidungen treu geblieben.

Schwer wird auch das Erbe für ihre Partei, die CDU, wiegen. 
Alles zuvor Gesagte wäre für eine Pateichefin oder Kanz-

lerin der SPD oder gar der Grünen wohl eher Kompliment 
denn Kritik. Denn deren Politikstil entspricht genau diesem 
Schema: Angst-Geldbeutel, Gefahr-Verbot/Watte, staatliche 
Kontrolle vor Eigenverantwortung. Eine erfolgreiche CDU 
muss es wieder schaffen, den Menschen Spaß an der eigenen 
Gestaltung, Freude an der Leistung und dem sich daraus er-
gebenden Erfolg und die Lust am Risiko wiederzugeben. Das 
wird nicht einfach werden, und kurzfristig werden sich die 
Schneeflocken massiv auf die Hinterbeine stellen, aber lang-
fristig ist es für alle der gesündere Weg. Für den Neuanfang 
nach Merkel muss wieder gelten:  No risk, no fun!

Daniel Hackenjos,

daniel.hackenjos@mit-breisgau-hochschwarzwald.de
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL 

Nachhaltigkeit und Innovation  
gehen Hand in Hand

Es ist unbestritten, dass wir unsere Art und Weise, wie wir 
wirtschaften, arbeiten, produzieren und konsumieren, über-
denken müssen. Der Klimawandel und das enorme Be-
völkerungswachstum machen ein Umdenken zwingend und 
vor allem dringend erforderlich. Als Wirtschaftsministerin und 
stellvertretende Vorsitzende des Beirats der Landesregierung 
für nachhaltige Entwicklung ist es mir besonders wichtig, dass 
wir in Baden-Württemberg mit gutem Beispiel vorangehen.

Nachhaltigkeit bedeutet in diesem Zusammenhang für mich 
vor allem eine strategische Chance. Die nächsten Jahre werden 
entscheidend sein für die Frage, ob wir den Klimawandel be-
grenzen, die Transformation insbesondere unserer Automobil-
wirtschaft meistern, die Digitalisierung zum Erfolg führen 
sowie Wohlstand und Arbeitsplätze in unserem Land sichern 
können. Die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung 
durch die Wirtschaft, die sogenannte Corporate Social Respon-
sibility (CSR), hat in den vergangenen Jahren bereits erheblich 
an Bedeutung gewonnen. Besonders erfolgreich werden zu-
künftig diejenigen Unternehmen sein, die Wege finden, der 

Gesellschaft bei der Bewältigung aktueller und zukünftiger 
Herausforderungen zu helfen. Doch Nachhaltigkeit kann nur 
gelingen, wenn auch die ökonomische Dimension dabei Be-
rücksichtigung findet. Wir brauchen hierzu eine ausgewogene 
Balance von ökonomischen, ökologischen sowie sozialen Zie-
len und Belangen. Wenn Baden-Württemberg als Klimaschutz-
land international Maßstäbe setzen soll, dann müssen wir 
dafür in erster Linie auf die Innovationskraft unserer Unter-
nehmen bauen. 

Innovationen und nachhaltiges Wirtschaften gehen Hand in 
Hand. Dabei geht es auch darum, die Innovationsdynamik 
nachhaltig zu sichern. Im Sinne einer intelligenten Technologie-
führerschaft setzt Baden-Württemberg auf die Entkopplung 
von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch, auf den 
Ausbau der Kreislaufwirtschaft und den konsequenten Klima-
schutz. Innovationen sind hierbei der Schlüssel für neue Pro-
dukte, Dienstleistungen oder Geschäftsmodelle. 

Unsere Wirtschaft braucht dafür Anreize und technologie-
offene Rahmenbedingungen. Sie braucht aber auch die Kraft 
der Kooperation und einen weiter verbesserten Technologie-
transfer. Dabei ist sich die Landesregierung auch der Dimen-
sion der Aufgabe für die Unternehmen – insbesondere auch 
finanziell gesehen – bewusst. Wir müssen daher weiterhin für 

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut bei der Auszeichnung des 
Lea-Mittelstandspreises für soziale Verantwortung 2021. Der Preis würdigt 
das freiwillige gesellschaftliche Engagement kleiner und mittlerer Unterneh-
men und zeichnet deren CSR-Aktivitäten aus.
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Rahmenbedingungen sorgen, die es unseren Unternehmen 
ermöglichen, wichtige Investitionen auch wirklich tätigen zu 
können. Diese werden überwiegend in Berlin und Brüssel ge-
setzt. Als Landesregierung setzen wir uns dafür ein, dass die 
Rahmenbedingungen unsere Industrie beflügeln – und nicht 
behindern.

Entscheidende Impulse setzen aber auch wir hier im Land, um 
die Wirtschaft bestmöglich zu unterstützen. Mein Ministerium 
hat in den vergangenen Jahren bereits eine Vielzahl an Maß-
nahmen und Initiativen ins Leben gerufen, die einen wichtigen 
Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung leisten – und wir 
haben für die nächsten Jahre noch viel vor. Damit der Trans-
formationsprozess für unsere Unternehmen und Beschäftigte 
zu einer Erfolgsgeschichte werden kann, fördern wir zum Bei-
spiel gezielt die Entwicklung klimafreundlicher Technologien 
in den Bereichen Batterie- und Wasserstoffforschung, Recyc-
ling und Fotovoltaik.

Und mit dem Strategiedialog Automobilwirtschaft hat die 
Landesregierung frühzeitig ein Format geschaffen, um ge-
meinsam mit allen Stakeholdern an einer erfolgreichen Trans-
formation der Automobilwirtschaft im Land zu arbeiten. Im 
Sinne der Technologieoffenheit verfolgen wir dabei neben dem 
enormen Engagement im Bereich der Elektromobilität auch 
weiter alle Möglichkeiten zur CO2-Reduktion wie Wasserstoff 
und synthetische Kraftstoffe. Im Strategiedialog konnten be-
reits einige erfolgreiche Projekte und Vorhaben gestartet wer-
den. Mit der Landeslotsenstelle Transformationswissen BW 
haben wir eine zentrale Anlaufstelle für den Mittelstand ent-
wickelt und eingerichtet. Mit der New Mobility Academy am 
Fraunhofer IAO wurde beispielsweise eine Aus- und Weiter-
bildungsplattform speziell für die Themen der Transformation 
geschaffen. Um auch das Kraftfahrzeuggewerbe gezielt bei der 
Transformation zu unterstützen, wurde weiter das Konzept 
einer Zukunftswerkstatt 4.0 entwickelt. 

Auch beim Innovationspreis des Landes zeigt sich zunehmend, 
dass Innovationen häufig mit nachhaltigen Aspekten wie dem 
ressourcenschonenden Einsatz von Materialien einhergehen. 
Außerdem tragen digitalisierte Verfahren dazu bei, dass Ma-
terialien effizienter und damit nachhaltiger eingesetzt und 
Prozesse optimiert werden können. Insbesondere durch die 
Schlüsseltechnologie Künstliche Intelligenz ergeben sich ganz 
neue Chancen. 

Wenn wir über verantwortliches, wertegebundenes und auf 
Nachhaltigkeit angelegtes Unternehmertum sprechen, ist ge-
rade das Potenzial der kleinen und mittleren Unternehmen in 
unserem Land enorm groß. Denn was wäre Baden-Württem-
berg ohne seinen Mittelstand? Gerade für viele der Familien-
unternehmen, die nach wie vor prägend für die gesamte ba-
den-württembergische Unternehmenslandschaft sind, sind 
Nachhaltigkeit und soziales Unternehmertum seit jeher Teil 
ihrer DNA. Und gerade die mittelständischen Unternehmen 
erbringen in Baden-Württemberg oftmals soziale Pioniertaten. 
Das verdient Wertschätzung und öffentliche Aufmerksamkeit. 

Gemeinsam mit Caritas und Diakonie zeichnet das Wirtschafts-
ministerium daher bereits seit 15 Jahren Unternehmen für ihre 
vorbildlichen CSR-Aktivitäten mit dem Mittelstandspreis für 
soziale Verantwortung aus. Wir möchten mit dem Preis Vor-
bilder schaffen und zeigen, wie man im internationalen Wett-
bewerb erfolgreich bestehen und dabei gleichermaßen seiner 
sozialen und ökologischen Verantwortung gerecht werden 
kann. 

Gerade der baden-württembergische Mittelstand wird hier 
weitere Impulse setzen – wie auch unsere Start-ups im Land. 
Baden-württembergische Gründerinnen und Gründer legen 
immer häufiger einen Fokus auf ökologische und soziale Nach-
haltigkeit und gewinnen damit als Akteure der nachhaltigen 
Modernisierung der Wirtschaft an Bedeutung. Mit neuen Ge-
schäftsmodellen geben sie Antworten auf eine Vielzahl an ak-
tuellen gesellschaftlichen, sozialen oder ökologischen Fragen. 

All diese Beispiele zeigen, dass Nachhaltigkeit und CSR für 
viele baden-württembergische Unternehmen längst kein 
Neuland mehr sind. Ich bin überzeugt: Unsere Unternehmen 
werden die anstehenden Herausforderungen auch in Zukunft 
meistern.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, 

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de

Nachhaltige Bauweise, Holz aus
heimischen Wäldern und die Energie-
versorgung zu 100% aus erneuer-
baren Energien: Familie Fielitz/Wappler 
hat sich im Unger-Park Werder in das 
klimafreundliche Schwörer-Muster-
haus verliebt. Wann sprechen wir 
über Ihre Träume?

www.schwoererhaus.de

Wirtschaftsforum_Werder_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Werder_88x125.indd   1 06.09.21   10:5406.09.21   10:54
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Wie Nachhaltigkeit mittels 
Digitalisierung in der 
Produktion erfolgreich  
umgesetzt werden kann

Die Zeit des Wandels und der Ver-
änderung ist aktuell präsenter denn 
je zuvor. Insbesondere viele mittel-
ständische Unternehmen als Motor der 
deutschen Wirtschaft sind betroffen 
und stehen vor zahlreichen Heraus-
forderungen für die kommenden Jahre. 
Nur diejenigen Unternehmen, die sich 
erfolgreich den Herausforderungen 
stellen und diese meistern, werden im 
regionalen oder globalen Markt auch 
bestehen können. Zunächst einmal 
bedarf es einer Strategie d. h. einer 
Perspektive, wohin sich das jeweilige 
Unternehmen entwickeln möchte und 
muss. Daher sind die Weichen heute 
richtig zu stellen. Das allein reicht je-
doch nicht aus. Letztendlich ist die 
Operationalisierung entscheidend. 
Dazu gehören unter anderem die rich-
tigen Maßnahmen einzuleiten, die Um-
setzungskosten und den –zeitraum zu 

beachten sowie das Austarieren von 
verschiedenen Zielkonflikten auf die-
sem Weg.
Nicht zu vergessen, dass die Grundvoraus-
setzung eines dauerhaft wirtschaftlich 
agierenden Unternehmens weiterhin stets 
erfüllt bleiben muss. 

Im Spannungsfeld aktueller 
Herausforderungen
Die anstehenden Herausforderungen 
für Unternehmen sind enorm. Das lässt 
sich sehr gut an verschiedenen Branchen 
erkennen, wie bspw. der Automobil-
industrie, die sich gerade im Umbruch 
mit ihrem Transformationsprozess be-
findet. Gleiches gilt für andere Branchen 
analog. 
•	 Die Digitalisierung im Produktions-

umfeld hat eigentlich gerade erst an-
gefangen, aber ist bei weitem noch 
nicht abgeschlossen.

•	 Das Erreichen von Klimaneutralität 
und Ressourceneffizienz zur Minimie-
rung des individuellen Fußabdrucks 
und der Erreichung der ausgerufenen 
Klimaziele wird weiter vorangetrieben.

•	 Stärkung der Resilienz gegen un-
erwartete Entwicklungen und äußere 
Krisen durch eine wandlungsfähige 
Produktion.

•	 Das gerade erst im Juni 2021 verab
schiedete Lieferkettensorgfaltspflich­
tengesetz (LkSG), das schrittweise in 
Abhängigkeit der Beschäftigtenzahlen 
relevant wird.

Dr. Markus Kröll, Abteilungsleiter „Nachhaltige 
Produktion und Qualität“ des Fraunhofer-Instituts 
für Produktionstechnik und Automatisierung IPA

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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•	 Und nicht zuletzt soll und muss 
das alles für Unternehmen ja noch 
wirtschaftlich realisierbar bleiben.

Vor diesem Hintergrund ist nachhaltiges 
Wirtschaften zu verstehen. Nachhaltiges 
Wirtschaften hat viele Facetten. Das 
Nachhaltigkeitsdreieck mit den drei Säu-
len der Ökonomie, Ökologie und Gesell-
schaft (vgl. Abbildung 1) zeigt das auf und 
spiegelt sich in den dargestellten Heraus-
forderungen wider. Zunächst erinnert 
dies auch an das klassische Spannungs-
dreieck aus Qualität, Kosten und Zeit. 
Jedoch sind auch in der Nachhaltigkeit 
nicht nur Zielkonflikte, sondern durchaus 
auch Synergien enthalten. Und, darum 

geht es mitunter, sich die Synergien 
durch geeignete Konzepte und deren 
Realisierung nachhaltig zu erschließen. 

Genau das ist der Fokus und Anspruch 
der Abteilung „Nachhaltige Produktion 
und Qualität“ am Fraunhofer IPA.

Eine durchgängige und clevere Digitali-
sierung spielt eine Schlüsselrolle in der 
wirtschaftlichen Erschließung der Nach-
haltigkeitspotenziale in der Produktion. 
Die Potenziale der Digitalisierung sowie 
Industrie 4.0 sind zwar längst bekannt, 
werden jedoch oftmals in den Unter-
nehmen – besonders den KMU – nicht 
durchgängig ein- bzw. umgesetzt. Wir 
erleben hier immer noch Hemmnisse wie
•	 Einsatz von älteren Maschinen und An-

lagen, die noch nicht wirtschaftlich ab-
geschrieben sind.

•	 Nutzen und Mehrwert der Digitalisie-
rung ist nicht unmittelbar erkennbar.

•	 Potenzielle Risiken durch unzureichend 
funktionierende Digitalisierung, die 
bspw. zu Anlagenstillständen, Daten-
leaks etc. führen können.

•	 Know-how zur Umsetzung in der 
eigenen Organisation ist nicht (aus-
reichend) vorhanden.

Abbildung 1: Nachhaltigkeitsaspekte des Digital Retrofit

Abbildung 2: Relevante Use- und Business-Cases
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Daraus zeigt sich, dass der Transfer von In-
dustrie 4.0 bzw. cyber-physischen Systemen 
(CPS) in der Praxis weiterhin eine große 
Herausforderung darstellt und noch lange 
nicht abgeschlossen ist. Gespräche mit 
Unternehmensvertretern und Industrie-
verbänden bestätigen den Bedarf.

Digital Retrofit als Nachhaltigkeits-
baustein in der Produktion
Wir befassen uns intensiv damit, nach-
haltige und ausgewogene Lösungen für 
Produktions- und Automatisierungs-
anlagen zu schaffen und anzubieten. Ein 
wichtiger und entscheidender Beitrag 
aus unserer Sicht ist, dabei die Digitali-
sierung weiter voranzubringen. Damit 
meinen wir nicht etwa nur theoretische 
Lösungen, sondern ganz explizit reale 
Umsetzungsgestaltung.

Ein Baustein dazu bildet unser Ansatz 
des Digital Retrofit von Bestands-
anlagen, in dem verschiedene Facetten 

eines nachhaltigen Wirtschaftens auf-
gehen. Das übergeordnete Ziel besteht 
in effizienten, aber auch zuverlässigen, 
hoch verfügbaren Anlagen und 
Produktionsprozessen, die im Sinne 
der Nachhaltigkeit ressourcenschonend sind 
und so betrieben werden können. Ver-
schiedene Use- und Business-Cases 
sind dabei unterschiedlich motiviert. 

Neben Wirtschaftlichkeit und Markt-/
Wettbewerbsfaktoren spielen sowohl 
Gesetzesanforderungen (Regulatorik) 
als auch Prozess- und Technologie-
Innovationen eine wichtige Rolle (Ab-
bildung 2).

Wir haben festgestellt, dass bisherige An-
sätze überwiegend technologiefokussiert 
und zu wenig anwendungsorientiert sind. 
Und genau da setzen wir an und haben 
ein andersartiges Konzept entwickelt, 
welches den Nutzen und Mehrwert in der 
Anwendung bei gleichzeitiger Nachhaltig-
keitssteigerung in den Vordergrund stellt:
•	 Verlängerung der Lebenszeit von Ma-

schinen und Anlagen
•	 Verbesserung der Produktqualität
•	 Verbesserung der Produktionsleistung 

und Prozessqualität
•	 Senkung der Produktionskosten
•	 Senkung der Stillstandzeiten

Unser Konzept besteht aus einem 
Phasenmodell mit mehreren Schritten, 

Abbildung 3: Konzept- und Vorgehensmodell zum Digital Retrofit by Fraunhofer IPA

Abbildung 4: Leitfragen für eine nachhaltige Digitalisierungsumsetzung in der Produktion
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die sukzessive die bedarfsgerechte 
Umsetzung konkretisieren und den 
operativen Transfer in das Zielsystem 
sicherstellen (Abbildung 3).

Zunächst ist zu klären, welche An-
forderungen und Rahmenbedingungen 
bestehen überhaupt (1). 

Als nächstes, wie sich diese im spezi-
fischen Unternehmensumfeld unter 
Berücksichtigung der vorhandenen 
Produktions- und IT-Infrastruktur 
überhaupt abbilden und realisieren 
lassen (2). Hiermit erfolgt schon eine 
erste Kosten-Nutzen-Abschätzung, 
um möglichst früh festzustellen, wel-
che Maßnahmen sich in Bezug auf 
die Ausgangsanforderungen sinnvoll 
umsetzen lassen. Erst danach wird 
ermittelt, welche neuen Elemente 
bspw. Sensorik sowie Vernetzung 
von Hardware und Software unter 
Berücksichtigung von Kompatibili-
täten grundsätzlich erforderlich sind 
(3). Dies dient dann als Basis für 
eine detailliertere Betrachtung zur 
Wirtschaftlichkeitsberechnung, zeit-
lichem und inhaltlichen Umsetzungs-
plan (4).

Auf die richtige Umsetzung kommt 
es an
Eine Strategie und ein Konzept sind 
schön und gut. Hier kommt es aller-
dings insbesondere auf die richtige 
Umsetzung an, um letztlich sein ge-
stecktes Ziel auch zu erreichen. Und 
genau das ist uns als Fraunhofer Ins-
titut besonders wichtig, dass wir an-

wender- und transferorientierte Lö-
sungen bereitstellen, die einen echten, 
spürbaren Mehrwert bringen. Schließ-
lich möchten wir die Firmen in der Um-
setzung ihrer Strategie voranbringen 
und erfolgreich machen.

Dementsprechend sehen wir hier einen 
großen Anwendungsbedarf mit ent-
sprechenden Förder- und Transfer-
programmen zur Unterstützung der In-
dustrie mit passenden Angeboten.

Gerne bringen wir uns mit unserer Ex-
pertise darin ein und unterstützen in-
teressierte Firmen bei der Realisierung 
ihrer digitalen Zukunft.

Act now! 
Eine durchgängige Digitalisierung 
der Produktionsprozesse und –an-
lagen ist ein wesentlicher Baustein 
für eine nachhaltige und zukunfts-
fähige Gestaltung des Produktions-
systems unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten. Nur so lassen sich die 
vielfältigen Anforderungen einerseits 
abdecken und andererseits damit die 
notwendige Voraussetzung schaffen, 
dass Unternehmen sich für die an-
stehenden Herausforderungen richtig 
aufstellen können.

Weitere Bausteine auf diesem Weg bie-
tet unsere sogenannte Ultraeffizienz-
fabrik – eine symbiotisch-verlustfreie 
Produktion in einer lebenswerten Um-
gebung. Was als Vision gestartet ist, 
kann inzwischen bereits durch erste 
Umsetzungen erfolgreich dargestellt 
werden. Wir sehen hier noch erheb-
liches Zukunftspotenzial für ein nach-
haltiges Wirtschaften, das wir u. a. in 
Vorhaben zu Klimaneutralität und zum 
Aufbau einer servicebasierten, digita-
len Nachhaltigkeitsplattform für Unter-
nehmen sukzessive weitertreiben.

Dr. Markus Kröll,

markus.kroell@ipa.fraunhofer.de,

www.ipa.fraunhofer.de,

www.ultraeffizienzfabrik.deAbbildung 5: Nutzen und Chancenpotenziale der Digitalisierung in der Produktion

www.prinzing-elektro.de
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Wir sind Treiber der  
klimaneutralen Mobilität 

Als Carl Benz 1886 sein Fahrzeug mit 
Gasmotorenbetrieb zum Patent an-
meldete, glaubten wenige an den Erfolg 
seiner Erfindung. Die Menschen waren 
skeptisch, hatten Angst vor der neuen 
Technik und Sorgen um die Reichweite. 
Auto statt Kutsche, Motor statt Pferd, 
das war bahnbrechend. Die Mobilität er-
lebte einen ihrer größten Umbrüche.
Heute, 135 Jahre später, erleben wir 
erneut eine einschneidende Trans-
formation. Das Auto wird neu erfunden 
– klimafreundlich, digital, vernetzt. Ohne 
Zweifel werden diese Technologien die 
Mobilität im doppelten Wortsinn nach-
haltig verändern. 

Gerade für Baden-Württemberg ist diese 
Entwicklung eine große Herausforderung. 
Denn in der Heimat des Automobils ist 
jeder vierte Arbeitsplatz der deutschen 
Fahrzeugindustrie angesiedelt. Im Süd-
westen ist die Automobilindustrie die 
Schlüsselbranche. Allein hier investiert 
die Branche jährlich über 12 Mrd. Euro in 
Forschung und Entwicklung und in ganz 
Deutschland bis 2025 die Rekordsumme 
von über 150 Milliarden. 

Wir wollen die Erfolgsgeschichte 
fortsetzen
Von der Innovationsstärke der Hersteller, 
der Zulieferer und ihrer mehr als 800.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konn-
ten sich im September die Besucher der 
IAA Mobility in München überzeugen. 
Allein bis 2025 bringen die deutschen 
Hersteller mehr als 150 E-Modelle auf 
den Markt – in allen Preisklassen und 
für jeden Bedarf. Diese Produktoffensive 
zeigt: Die Unternehmen haben die 
Weichen hin zu mehr Klimaneutralität 
erfolgreich gestellt. Sie treiben die Trans-
formation mit aller Kraft voran. Deshalb 
sind wir bereits heute Europameister bei 
der E-Mobilität. Im nächsten Schritt wol-
len wir Weltmeister werden.

Der schnelle Hochlauf der Elektromobili-
tät bis zum Jahr 2030 hat für die Auto-
mobilindustrie höchste Priorität, er ist 
aber kein Automatismus. Dies zeigt eine 
repräsentative Umfrage des Instituts 
für Demoskopie Allensbach im Auftrag 
des VDA zum Mobilitätsverhalten, den 
-präferenzen und zur Einstellung der Be-
völkerung zu neuen Mobilitätsangeboten 

und Technologien. Die Umfrage be-
legt, dass noch vielfältiger Handlungs-
bedarf besteht. Das gilt zuvorderst für 
die Ladeinfrastruktur, die aus Sicht der 
Bevölkerung unzureichend ist. Deshalb 
muss es rasch ausreichend Lademöglich-
keiten geben, die zudem mit Ökostrom 
gespeist werden. 

Noch hängen wir beim Ausbau hinterher. 
Um bis 2030 eine Million Ladepunkte in 
Deutschland zu erreichen, müssten 2.000 
Ladepunkte pro Woche gebaut werden, 
tatsächlich sind es nur ca. 300. Die Sche-
re zwischen Ausbau und Zulassungen 
wird leider größer statt kleiner. In der 
Konzertierten Aktion Mobilität haben wir 
gemeinsam mit der Bundesregierung das 
Thema mit Nachdruck vorangetrieben. 
Aber beim Ausbau der Ladeinfrastruktur 
ist nicht nur die Automobilbranche ge-
fordert, sondern auch die Energie- und 
Wohnungswirtschaft, Tankstellenbetreiber 
sowie Bund, Länder und Kommunen. Denn 
sicheres Laden mit Ökostrom ist die 
Grundvoraussetzung für den Wechsel zur 
E-Mobilität. 

Wichtig ist auch, dass die Regulierung 
weiter technologieoffen bleibt. Verbote 
einzelner Technologien sind nicht sozial, 
sie beschränken die Wahlfreiheit der 
Verbraucherinnen und Verbraucher und 
die Innovationskraft der Unternehmen. 

Hildegard Müller, Präsidentin des Verbandes der 
Automobilindustrie e. V. (VDA)
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Diesem Grundprinzip muss wieder mehr 
Rechnung getragen werden. 

Klimaneutrale Mobilität braucht pass-
genaue Angebote
Die Bürgerinnen und Bürger sind nicht 
auf eine Mobilitätsform festgelegt, 
sondern offen für verschiedenste Ver-
kehrsmittel. Auch dies hat unsere 
Umfrage ergeben. Allerdings bedarf 
es passgenauer Angebote, die ihnen 
Flexibilität, Unabhängigkeit und Effi-
zienz ermöglichen. Hierauf sollte in der 
kommenden Legislaturperiode bei der 
konkreten Ausgestaltung der Mobili-
tätspolitik stärker geachtet werden. 
Die Umfrage unterstreicht zudem, 
dass sich die Mobilitätserfordernisse 
in Stadt und Land deutlich unter-
scheiden. Daraus resultieren ver-
schiedene Erwartungshaltungen an 
die Ausgestaltung der Verkehrspolitik 
– etwa für den öffentlichen Nahver-
kehr, aber auch für Radwege oder bei-
spielweise Parkraum. Angesichts der 
bestehenden Infrastruktur messen die 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
dem Auto eine zentrale Rolle zu. Be-
denkt man ferner, dass nach Analyse 
des ifo Instituts Dresden in den ver-
gangenen Jahrzehnten in Deutschland 
fast 30 % der Bahnstrecken stillgelegt 
wurden, überrascht dieses Ergebnis 
nicht. Auch diese Punkte sollten Bund, 
Länder und Kommunen künftig stärker 
in den Blick nehmen. Lösungen werden 
je nach räumlicher, wirtschaftlicher, 
verkehrlicher und städtebaulicher 
Situation unterschiedlich ausfallen 
müssen. Die eine Mobilitätslösung für 
die verschiedenen Bedürfnisse gibt es 
daher nicht. Jeder Dialog darüber muss 
die Lebensrealitäten und Wünsche der 
Menschen einbeziehen. 

Auf dem Weg in ein klimaneutrales 
Europa 
Deutschland und die EU-Kommis-
sion haben ambitionierte Ziele zum 
Erreichen der Klimaneutralität for-
muliert. Jetzt geht es um die kon-
krete Umsetzung. Dazu stehen in 
Berlin und Brüssel weitreichende Ent-
scheidungen an, die gleichermaßen 
die Mobilitäts- und Verkehrspolitik wie 
auch den künftigen gesetzlichen Rah-
men für die Klima-, Wirtschafts- und 

Industriepolitik betreffen. Die nächste 
Bundesregierung muss eine Balance 
aus Ökologie, Ökonomie und sozia-
lem Ausgleich schaffen. Niemand darf 
von Mobilität ausgeschlossen werden. 
Denn sie bedeutet gesellschaftliche 
Teilhabe. 

Unser Bekenntnis zur klimaneutralen 
Mobilität steht. Wir wollen die Trans-
formation zu einer Erfolgsgeschichte 
für die deutsche Automobilindustrie 

und damit den Standort Deutschland 
machen. Seit Jahrzehnten sind Unter-
nehmen der Automobilindustrie die 
Innovationstreiber in Deutschland und 
Europa. Sie sorgen für Beschäftigung, 
Wachstum und Wohlstand. Damit das 
auch in Zukunft so bleibt, brauchen 
Industrie und Mittelstand Planungs-
sicherheit und Verlässlichkeit. Die 
Transformation wird nur mit einer kon-
zertierten industriepolitischen Flan-
kierung gelingen. 

• Heizung • Lüftung • Klima
• Sanitär
• Rohrleitugnsbau
• Dach + Wand
• Bauflaschnerei

• Starkstromanlagen
• Schwachstromanlagen
• Netzwerktechnik
• Beleuchtungsanlagen

• Einbruchmeldeanlagen
• Brandmeldeanlagen
• Videoüberwachung
• Zutrittskontrolle

Firmengruppe Burk | Schmalegger Str. 21 | 88213 Ravensburg | T +49 (0) 751. 799 – 0 | www.firmengruppe-burk.de

Gebäudetechnik für 
Mensch und Umwelt aus einer Hand
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Die wirtschaftspolitischen Standort-
bedingungen spielen eine zentrale 
Rolle. Sie sind Voraussetzung dafür, 
dass die Transformation in Deutschland 
und in Europa gelingt. Auf eine kurze 
Formel gebracht, heißt das: Weltweit 

engagierteste Klimaziele brauchen 
weltweit beste Standortpolitik. Die 
Realität ist aber leider zunehmend eine 
andere. Steuern, Abgaben, Energie-
kosten, die mangelnde Digitalisierung – 
all dies belastet den Standort und ins-

besondere den Mittelstand, der Motor 
für Wachstum und Wohlstand unseres 
Landes ist. Denn ein klimaneutrales 
Europa darf nicht zur Folge haben, 
dass die Industrieproduktion aus Euro-
pa in weniger ambitionierte Regionen 
der Welt abwandert und in der Folge 
auch der Mittelstand entscheidend 
geschwächt wird. Das wäre kontra-
produktiv für den Klimaschutz und den 
Standort Deutschland und hätte große 
sozialpolitische Folgen.

Der Weg in die Klimaneutralität ist kein 
einfacher. Es ist eine Herkulesaufgabe 
– für die gesamte Gesellschaft wie für 
die Unternehmen, die Zulieferer, den 
Mittelstand, die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Nur gemeinsam kann 
der Weg in eine klimaneutrale Mobili-
tät erfolgreich beschritten werden – in 
Baden-Württemberg, in Deutschland 
wie in Europa. Nur wenn alle Akteure 
beteiligt und die Verbraucherinnen und 
Verbraucher mit ihren Wünschen, Er-
wartungen, aber auch Bedenken ernst 
genommen werden, lassen sich noch 
bestehende Hindernisse überwinden. 
Die deutsche Automobilindustrie wird 
ihren Beitrag zu einer klimaneutralen 
Mobilität leisten.

Hildegard Müller, 

hildegard.mueller@vda.de, 

www.vda.de
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Klimaschutz braucht  
Familienunternehmen

Als „Greentech Champions“ sind 
Familienunternehmen in vielen Umwelt-
technologien sowie der Kreislaufwirt-
schaft führend. Ihnen mangelt es nicht 
an Ideenreichtum für mehr Klima-
schutz, aber an geeigneten Rahmen-
bedingungen, um noch ressourcen-
schonender  zu wirtschaften.  

Bei Familienunternehmen ist das Werte-
gerüst der Inhaber ein entscheidender 
Faktor der Unternehmensführung. Das 
betrifft die Unternehmenskultur, den 
persönlichen Umgang mit den Mit-
arbeitern, und gilt ebenso für den Klima-
schutz. Während viele Unternehmen nun 
dem Zeitgeist folgen, war nachhaltiges 
Wirtschaften für viele Familienunter-
nehmen schon lange vor Fridays for 
Future & Co. eine Selbstverständlich-
keit. Beispiele dafür finden sich vom 
Maschinenbauer über die Lebensmittel-
industrie bis hin zur Bauwirtschaft. Das 
Copyright für unternehmerischen Um-
welt- und Klimaschutz liegt eindeutig 
bei den Familienunternehmerinnen und 
Familienunternehmern.

Deshalb überrascht es auch nicht, dass 
die heutige Landschaft an Umwelt-
technologien maßgeblich von diesem 
Unternehmenstypus geprägt wird. Eine 
Studie unserer Stiftung, die vom Fraun-

hofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- 
und Energietechnik erstellt wurde, 
kommt zu folgenden Ergebnissen: In den 
15 wichtigsten Umweltbranchen – unter 
anderem Fotovoltaik, Recycling, Wärme-
pumpen oder E-Fuels – sind mehr als 
37.000 Familienunternehmen aktiv. Ihr 
Anteil liegt branchenübergreifend bei 
durchschnittlich 91 %. Viele davon sind 
als „Greentech Champions“ Technologie-
führer in ihren jeweiligen Bereichen. Eine 
Instagram-Serie in Kooperation mit dem 
Handelsblatt zeigt exemplarisch fünf 
Familienunternehmen mit ihren Innova-
tionen und deren Nutzen für den Klima-
schutz (siehe Bild unten).

Circular Economy gelingt nur mit 
Familienunternehmen 
Ein ähnliches Bild ergibt sich auch in der 
Kreislaufwirtschaft bzw. Circular Econo-
my. Hierzu beauftragte unsere Stiftung 
die Stiftung 2° sowie drei Fraunhofer-Ins-
titute, den Stand der Forschung zu recher-
chieren und zusammen mit Familienunter-
nehmen Praxisbeispiele aufzuzeigen. 
Die Studie belegt die Innovationskraft 
der Familienunternehmen, die skalier-
bare Ansätze und marktfähige Produkte 
vereinen. Ihre Bedeutung für den Wirt-
schaftsstandort – mehr als die Hälfte aller 
unternehmerischen Umsätze stammen 
hierzulande von Familienunternehmen – 

unterstreicht ihre Relevanz für die Kreis-
laufwirtschaft. Aus ihrer Forschungsarbeit 
leiten die Wissenschaftler ab, dass die 
effiziente Umsetzung der Circular Eco-
nomy für die Gesamtwirtschaft „nur mit 
Familienunternehmen gelingen kann.“

Familienunternehmen sind deshalb 
eine treibende Kraft hin zu einer klima-
neutralen Wirtschaft. Sie verfolgen dabei 
das Motiv, das Unternehmen vor lang-
fristigen Schäden zu schützen. Oftmals 
ist es die nachfolgende Generation, 
die auf eine ökologischere Produktion 
dringt. Dazu kommt die für Familien-

Stefan Heidbreder, Geschäftsführer der Stiftung 
Familienunternehmen

Das Instagram-Projekt „Green Champions“ porträtiert fünf Familienunternehmen mit ihren innovativen Produkten für mehr Nachhaltigkeit.
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unternehmen typische Innovations-
freude, die es ihnen ermöglicht, gerade 
in Nischen erfolgreich zu sein. Damit sor-
gen sie für eine Vielfalt in der Umwelt-
technikbranche, die für den Klima-
schutz erforderlich ist. Ihr Know-how 
ist ein wichtiges Pfund für Umwelt- und 
Klimaschutz. 

Marktwirtschaft statt kleinteilige 
Regularien
Doch um die anvisierten Klimaziele zu 
erreichen, braucht es klare und verständ-
liche Rahmenbedingungen. Anders aus-
gedrückt: Die Umwelttechnologien kön-
nen sich nur dann dynamisch entwickeln, 
wenn die Politik technologieoffen und 
marktwirtschaftlich agiert. Innovations-
schübe lassen sich nicht von staatlicher 
Hand planen, vielmehr muss man sie – 
etwa durch eine schlanke Bürokratie – 
zulassen. Genauso sollte man sich nicht 
auf einzelne Bereiche wie die Automobil-
branche oder den Energiesektor fokussie-
ren, sondern Technologien dort fördern, 
wo sie die größte Effizienz entfalten. 

Gleiches gilt auch für den europäischen 
Green Deal, also den geplanten Über-
gang der gesamten EU hin zu einer 
ressourceneffizienten wie wettbewerbs-
fähigen Wirtschaft. Unser wissenschaft-
licher Beirat plädiert in seinem aktuellen 
Jahresheft dafür, marktwirtschaftliche 
Instrumente statt staatliche Lenkungs-
eingriffe zu wählen, weil die Maßnahmen 
dadurch am effektivsten seien. Die re-
nommierten Wissenschaftler empfehlen 
insbesondere die CO2-Bepreisung als 
wirtschaftspolitisches Leitinstrument. 
Statt kleinteilige Regularien zu schaffen, 

müsse es dem Markt überlassen werden, 
die jeweils besten Technologien auf dem 
Weg zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
zu entwickeln. 

Viele Familienunternehmen bieten be-
reits nachhaltige Produkte oder Techno-
logien am Markt, etwa recycelte Zie-
gel, kreislauffähige Kfz-Teile oder eine 
ressourceneffiziente Feuerverzinkung. 
Sie brauchen also keine weiteren Regu-

larien oder langwierige Genehmigungs-
verfahren. Entscheidend für den Erfolg 
sind marktkonforme Anreize, damit diese 
Innovationen auch kundenseitig an-
genommen werden. Denn dieser Aspekt 
wird bei umweltpolitischen Debatten bis 
heute gerne verdrängt: Am Ende gelingt 
Klimaschutz nur mit einer erfolgreichen 
Wirtschaft und wachstumsorientierten 
Geschäftsmodellen.

Intrinsische Motivation treibt mehr an 
als externer Druck
Genau das wünschen sich auch die 
Familienunternehmen in unserem aktu-
ellen Jahresmonitor. Daraus geht hervor, 
dass sie sich selbst ambitioniertere Ziele 
hin zur Klimaneutralität setzen als Nicht-
Familienunternehmen. Die Befragung 
zieht den Schluss, dass Familienunter-
nehmen weniger auf externen Druck 
reagieren und vielmehr von ihrer in-
trinsischen Motivation angetrieben sind.

Dabei ist insbesondere die Kreislaufwirt-
schaft ein wichtiger Schlüssel zum Erfolg. 
Hier wurden schon einige Maßnahmen 

In den 15 wichtigsten Umweltbranchen sind mehr als 37.000 Familienunternehmen aktiv – viele sind als 
„Greentech Champions“ Technologieführer in ihren jeweiligen Bereichen.
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zur Abfallvermeidung beziehungsweise 
Nutzung recycelter Materialien ge-
troffen. Nun fordern die Unternehmen 
planbare und langfristige Leitplanken, um 
den Anteil an Circular Economy im eige-
nen Betrieb zu erhöhen. Diese Forderun-
gen hat unsere Stiftung Familienunter-
nehmen gemeinsam mit der Stiftung 2° 
in einem Policy Paper zusammengefasst. 
Sie reichen von handhabbaren Normen 
für Rezyklate bis hin zur Förderung zir-
kulärer Produktgestaltung. Auch hierbei 
geht es um einen verlässlichen Rahmen, 
der weitgehende Freiheiten in der Um-
setzung bietet.     

Insgesamt zeigen die Praxisbeispiele 
und Studien, dass Umweltschutz und 
Familienunternehmen einander be-
dingen. Familienunternehmen achten 
auf ihre Umwelt und schonen Ressour-
cen, damit die nachfolgende Genera-
tion mit den gleichen Voraussetzungen 
wirtschaften kann. Und auch der Klima-
schutz ist auf erfolgreiche Unternehmen 
angewiesen, weil er in rezessiven Zeiten 
oder strukturellen Krisen an Relevanz 
verliert. Dennoch wird in der Öffentlich-
keit oft ein Gegensatz betont, wo eigent-
lich eine Symbiose besteht. 

Die Politik kann keinen Klimaschutz 
bestellen
Die Frage ist also nicht, ob Familien-
unternehmen Klimaschutz und CO2-
Neutralität anstreben, sondern welchen 
Weg sie dafür wählen: Soll die Politik 
bei dem ohnehin schweren Aufstieg 
zur Klimaneutralität einen planwirt-
schaftlichen Weg verordnen, der die 
Kraft raubt für Innovations- und Wett-
bewerbsfähigkeit? Oder können die 
Unternehmen ihren Aufstieg je nach 
Anreiz selbst wählen, wodurch auch 
diejenigen mit schwerem Gepäck zum 

Ziel kommen? Die volkswirtschaftlichen 
Kosten könnten dadurch sinken. 

Hin und wieder entsteht der Eindruck, 
die Politik bestellt Klimaschutz bei einer 
unendlich belastbaren Wirtschaft. Dabei 
brauchen wir vielmehr eine Balance zwi-
schen internationaler Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands und ökologischen Not-
wendigkeiten in der Welt. 

Stefan Heidbreder,

heidbreder@familienunternehmen.de,

www.familienunternehmen.de

INNOVATION UND HÖCHSTE QUALITÄT.
Als starker Partner für Industrie und Großhandel entwickeln und produzieren wir 
elektrotechnische Produkte für Ihr Business.
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Generationen- 
gerechtigkeit nicht nur 
in der Klimapolitik!

Im April hat das Bundesverfassungsgericht sein weg-
weisendes Klima-Urteil verkündet: die Bundesregierung 
muss ambitionierter bei der Klimapolitik handeln, weil sonst 
die Gefahr besteht, dass die Freiheiten der künftigen Gene-
rationen eingeschränkt werden und die Generationenge-
rechtigkeit missachtet wird. Die Bundesregierung reagierte 
prompt auf das Urteil mit der Änderung des Klimaschutz-
gesetzes. Wer allerdings Generationengerechtigkeit nur mit 
der Klimapolitik in Verbindung bringt, springt deutlich zu 
kurz. Denn es geht nicht nur darum, den nächsten Genera-
tionen eine intakte Umwelt zu hinterlassen und möglichst 
schonend mit den uns zur Verfügung stehenden Ressourcen 
umzugehen. Es geht auch darum, den nächsten Generatio-
nen eine intakte Infrastruktur und einen gesunden Haushalt 
ohne exorbitante Schulden hinterlassen. Dazu müssen die 
sozialen Sicherungssysteme so ausgestaltet werden, dass 
die Menschen jetzt als auch in den nächsten Jahrzehnten 
noch vernünftig abgesichert sind. So sehr sich die einzel-
nen Parteien aktuell für die Klimapolitik ins Zeug legen und 
gegenseitig zu übertreffen versuchen, so sehr entsteht der 
Eindruck, dass man es in den anderen Bereichen schleifen 
lässt. Wir reden seit gefühlten Jahrzehnten darüber, unser 
Land mit einer guten Breitbandversorgung zu versehen. 
Infrastrukturprojekte haben noch nie so lange gedauert 
wie heute. Wir nehmen erhebliche Schulden auf. Sicherlich 
auch bedingt durch die Pandemie. Aber es ist nicht so, dass 
es einen breiten Willen gibt, die Schulden auch rasch wie-
der zurückzufahren. Das zeigen vor allem die Diskussionen 
über das weitere Aussetzen der Schuldenbremse. Schließlich 
fahren wir bei den sozialen Sicherungssystemen nicht nur 
bloß auf Sicht, wir blähen den Sozialstaat trotz der demo-
grafischen Entwicklung immer weiter auf. Zu Lasten der 
nächsten Generationen. Steuergeld wird in Deutschland in 
erster Linie konsumtiv und nicht investiv eingesetzt. 

Die demografische Entwicklung 
Der größte gesellschaftliche „Sprengsatz“ liegt demnach aus 
meiner Sicht im Bereich der sozialen Sicherung. Im Jahr 2060 
wird das Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und potenziellen 
Rentnern im schlechtesten Fall bei 0,8 : 1 liegen. Dann wird ein 
junger Mensch für die soziale Absicherung von mehr als nur 
einem Rentner aufkommen müssen. Tendenziell werden also 
die Einnahmen der Sozialsysteme in den nächsten Jahren sin-
ken und das Ausgabenniveau stark ansteigen. Das hat allerdings 
nicht nur etwas mit der Demografie zu tun. Auch spielen sozial-
politische Entscheidungen der Bundesregierung der letzten 
Jahre eine Rolle. Die aktuelle Pandemie wirkt zudem wie ein 
Katalysator.

Schaut man sich beispielsweise die Rentenpolitik der jüngeren Ver-
gangenheit an, so ging es immer nur um Leistungsausweitungen. 
„Abschlagsfreie Rente mit 63“, „Mütterrente I und II“, „doppelte 
Haltelinie“ mit der Stabilisierung des Rentenniveaus bei 48 % oder 
die „Grundrente“ – das waren die Pflöcke, die man rentenpolitisch 
in den letzten Jahren eingeschlagen hat. All diese Maßnahmen 
sind nicht nur extrem teuer, sie sind zudem auch noch (leider) 
wenig zielgerichtet. Bestes Beispiel dafür ist die „Grundrente“. 
Lediglich ein Viertel derer, die trotz Rentenansprüchen auf die 
Grundsicherung im Alter angewiesen sind, bekommen die Grund-
rente. Fast 90 % derer, welche die Grundrente erhalten, sind auf 
diese gar nicht angewiesen. Was läuft hier also schief? Einziger 
Lichtblick der letzten Jahre war immerhin die „Flexi-Rente“, die 
nicht zuletzt aufgrund des beharrlichen Drängens von Carsten 
Linnemann und der Mittelstands- und Wirtschaftsunion von CDU 
und CSU umgesetzt wurde. Das Ansinnen, stärkere Anreize für ein 
längeres Arbeitsleben – für diejenigen, die können und wollen - zu 
setzen, war richtig.

Insgesamt betrachtet waren wir hinsichtlich der Demografie-
Festigkeit bei der Rente allerdings auch schon einmal weiter. 
Mit der Einführung der „Rente mit 67“ unter dem SPDler Franz 
Müntefering wurde der deutschen Bevölkerung seinerzeit klar-
gemacht, dass eine höhere Lebenserwartung und eine gleich-
bleibende Lebensarbeitszeit nicht miteinander kompatibel sind. 
Dieser auch psychologische Effekt wurde nun durch die renten-
politischen Maßnahmen der jüngeren Vergangenheit zunichte 
gemacht. Doch nicht nur bei der gesetzlichen Rente stellt sich 
über kurz oder lang die Frage der Finanzierung. Auch im Bereich 
„Gesundheit und Pflege“. Auch hier gab es in den letzten Jahren 

Sarna Röser, Bundesvorsitzende des Verbands DIE JUNGEN UNTERNEHMER
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massive Leistungsausweitungen. Bei der Pflegeversicherung 
wurde zuletzt der Weg in die Vollversicherung eingeschlagen. 
Jedenfalls sehen sich die nächsten Generationen massiven fi-
nanziellen Belastungen ausgesetzt, um die soziale Absicherung 
der heutigen Rentner und der „Baby-Boomer“-Generation, die 
demnächst in den Ruhestand gehen werden, zu gewährleisten.

Wer soll das bezahlen?
Ohne tiefgreifende Reformen im Sinne der Generationengerechtig-
keit könnte der Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung von 
aktuell 18,6 % auf 25 % im Jahr 2060 ansteigen, bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung von 15,9 % auf bis zu 26,5 %, bei der Pflege-
versicherung von 3,0 % auf bis zu 7,0 %. Bei dieser Entwicklung 
droht bereits 2050, dass meine Generation Sozialabgaben in Höhe 
von 60 % bezahlen muss. Mit derartig hohen Beiträgen stellt sich 
nicht nur die Frage der Überlastung der nächsten Generationen, 
sondern auch die Frage der Rendite. Kann die jüngere Generation 
wirklich sicher sein, dass sie entsprechend ihrer eingezahlten Bei-
träge auch eine entsprechende Absicherung (bspw. bei der Rente) 
bekommen wird? Diese Gewissheit besteht nicht.

Auch bietet der Ausweg über höhere Steuerzuschüsse in die 
Sozialsysteme keine Alternative. Bereits heute fließen bspw. 
100 Milliarden Euro pro Jahr an Steuergeld in die gesetzliche 
Rentenversicherung. Das sind fast ein Drittel des gesamten 
Bundeshaushaltes. Der wissenschaftliche Beirat im Bundes-
wirtschaftsministerium prognostiziert, dass im Jahr 2060 über 
die Hälfte des Bundeshaushaltes in die gesetzliche Rentenver-
sicherung fließen könnte. 

Vor dem Hintergrund solcher „Horrorszenarien“ ist es wenig 
verwunderlich, dass die junge Generation kaum noch Hoffnung 
auf eine eigene vernünftige Absicherung im Alter hat. Im Be-
reich der Altersvorsorge stimmen einer Umfrage zufolge 53 % 
der jungen Menschen (unter 40-Jährige) der Aussage „Meine 
Generation wird (wahrscheinlich) keine gesetzliche Rente er-
halten“ voll oder eher zu. Das ist ein Alarmsignal und ein Miss-
trauensvotum in die bisherige Rentenpolitik zugleich.

Die neue Wahlperiode und die Sozialpolitik der neuen 
Bundesregierung werden jedenfalls entscheidend für die 

Frage sein, in welche Richtung sich die einzelnen Sozialver-
sicherungszweige nach 2025 bewegen werden. Ein aktuelles 
Gutachten im Auftrag unseres Verbandes kommt jedenfalls 
zu dem Schluss, dass es Parallelen zwischen der Klima- und 
der Sozialpolitik gibt. Ähnlich wie beim Klima mit dem Klima-
wandel gerät auch die soziale Sicherung durch den demo-
grafischen Wandel unter Druck. Das Umlageverfahren in den 
Sozialversicherungen ist als ein ähnliches Budget wie die 
Restemissionsmenge beim Klimaschutz anzusehen. Fakt ist: 
Die Politik muss endlich ehrlich sein und Klartext sprechen. 
Wir dürfen nicht zulassen, dass aufgrund falscher politischer 
Entscheidungen Alt gegen Jung ausgespielt wird. Ziel muss 
sein, der älteren Generation eine gute und sichere Rente zu 
ermöglichen, die zielgerichtet gegen Altersarmut vorbeugt, 
und gleichzeitig aber auch die Junge Generation im Auge be-
hält. Schließt sich die neue Bundesregierung in ihrer Sozial-
politik der Linie der alten Bundesregierung an, wird die junge 
Generation für eine generationengerechtere Politik kämpfen 
müssen. Auch wenn das am Ende bedeuten sollte, das man 
ähnlich wie bei der Klimapolitik vor das Bundesverfassungs-
gericht ziehen muss, um die Bundesregierung zu einer ver-
nünftigen Politik zu zwingen.    

Sarna Röser,

roeser@junge-unternehmer.de, 

www.junge-unternehmer.eu

Über die Autorin:
Sarna Röser ist seit 2018 Bundesvorsitzende des Verbands 
DIE JUNGEN UNTERNEHMER, designierte Nachfolgerin 
für das 1923 gegründete Familienunternehmen Zement-
rohr- und Betonwerke Karl Röser & Sohn GmbH in Baden-
Württemberg, Mitglied der Geschäftsleitung der Röser 
FAM GmbH & Co. KG. und Start-up-Gründerin. Seit 2010 
ist Sarna Röser aktives Mitglied im Verband. Im Juli 2020 
wurde Sarna Röser zudem in den Aufsichtsrat der Fielmann 
AG gewählt. Des Weiteren ist sie seit 2019 Mitglied und 
seit 2020 stellvertretende Vorsitzende der Ludwig-Erhard-
Stiftung e.V. und seit 2020 im Beirat der Deutschen Bank 
sowie im Vorstand der Wertekommission – Initiative Werte 
Bewusste Führung e. V. aktiv.

ROVO SOLO
SITZEN. STEHEN. BEWEGEN. 

ROVO Bürostühle stehen für 
Innovationen in der Stuhl-
ergonomie. ROVO wurde vom 
IGR Institut für Gesundheit 
und Ergonomie e.V. mit dem 
Innovationspreis Ergonomie 
2019 ausgezeichnet.

www.rovo.de

Völkle Bürostühle GmbH
72290 Loßburg
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Nachhaltigkeit muss in der  
Unternehmenskultur verankert sein

Vor der Industrialisierung in Europa waren 
in Deutschland ca. 80 % der Bevölkerung 
in der Landwirtschaft tätig. Die Ver-
sorgung der Menschen hing wesentlich 
von den Ernten ab. Bei schlechten Boden-
verhältnissen oder schlechtem Wetter 
kam es schnell zur Hungersnot. An vielen 
Dingen, die für uns heute selbstverständ-
lich sind, hat es gefehlt und deshalb muss-
te mit dem Wenigen sehr sorgsam – nach-
haltig - umgegangen werden. 

Die Industrialisierung, der politische 
Wandel und die Lehren aus zwei Welt-
kriegen haben in den letzten 270 Jahren 
dafür gesorgt, dass es – insgesamt - der 
Bevölkerung in Europa, aber auch auf den 
anderen Kontinenten, so gut geht, wie 
nie zuvor. Die Weltbevölkerung ist auf 
7,89 Mrd. Menschen angewachsen (um 
1800 lag diese bei 1 Mrd. Menschen).

Aber Wohlstand und wachsende Be-
völkerung haben natürlich Auswirkungen 
auf unsere Welt. Rohstoffe, Boden, Was-
ser und Luft stehen nicht unbeschränkt 
zur Verfügung. Der Umwelt- und Klima-
schutz muss unter diesen Aspekten eine 
zentrale Bedeutung in unserem Denken 
bekommen, sonst zerstören wir unsere 
eigene Lebensgrundlage. 

Also müssen wir alle nach Lösungsmöglich-
keiten suchen, Wege finden, erfinden und 

aufzeigen, dass Wohlstand und Umwelt-
schutz sich nicht gegenseitig ausschließen, 
sondern sogar in Einklang zu bringen ist 
und gebracht werden muss.

Hier sind neben der Politik auch die 
Unternehmen in der Pflicht, ver-
antwortungsbewusst voranzugehen und 
vorzuleben, wie umweltbewusstes und 
generationengerechtes Wirtschaften 
ganzheitlich funktionieren kann. Wir bei 
SchwörerHaus sind schon einige Jahr-

Die Basis der Nachhaltigkeitsstrategie bei Schwörer: Der ökologische Produktionskreislauf 
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Die PIT Präzisionstechnik und Handels GmbH ist als Drehteilehersteller ein leistungsstarkes, mittelständisches 
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+30 
Jahre Erfahrung

4000m2
Produktionsfläche

+40
Mitarbeiter



23

Schwerpunkt

zehnte auf diesem Weg, wir versuchen 
durch eine nachhaltige Unternehmens-
kultur jeden Mitarbeiter in die Ver-
antwortung zu nehmen.

Familienunternehmen mit nach-
haltigen Wurzeln
Unser Familienunternehmen, das heute 
rund 1.850 Beschäftigte an bundesweit 
sieben Standorten hat, wurde 1950 als 
Baustoffhandel gegründet. Im Lauf unse-
rer über 70-jährigen Firmengeschichte 
haben wir zahlreiche Dinge angepackt 
und Innovationen vorangetrieben.
Gerade im Bereich Umweltschutz 
haben wir vor vielen Jahren festgestellt, 
dass dies nur mit einem echten System-
ansatz funktioniert und auch nur, wenn 
unsere Belegschaft voll integriert ist. 
Deshalb haben wir vor 25 Jahren mit 
dem ersten EMAS-Audit am Firmensitz 
in Oberstetten auf der Schwäbischen 
Alb die Weichen gestellt – hin zu einer 
nachhaltigen Lebensweise. Seither 
konnte man kontinuierlich beobachten, 
wie Maßnahmen und Innovationen im 
Sinne der Nachhaltigkeit beschlossen 
und umgesetzt wurden. Zahlreiche 
Zertifizierungen bestätigen seit Jah-
ren die stetige Weiterentwicklung. 
Auszeichnungen wie der Umweltpreis 

des Landes Baden-Württemberg 2020 
sind Belohnung und Motivationsschub 
zugleich.

Vom Baum aus der Region zum ferti-
gen Haus
Wichtig bei allen Entwicklungen ist eine 
hohe Fertigungstiefe und die Bereitschaft, 
Dinge, die am Markt nicht angeboten wer-
den, im Zweifelsfall selbst zu machen.

So hilft es uns, dass alle Häuser vom Kel-
ler bis zum Dach aus eigener Produktion 
stammen. Als Hauptbaumaterial setzen 
wir auf den nachwachsenden Rohstoff 

Holz, der überwiegend aus PEFC-zertifi-
zierter, nachhaltiger Forstwirtschaft aus 
Wäldern im Umkreis von etwa 60 Kilo-
metern um den schwäbischen Firmensitz 
stammt. Das garantiert sehr kurze Trans-
portwege, eine geringe Umweltbelastung 
und stärkt die Wirtschaftskraft der Region. 
Im firmeneigenen Holzwerk wird das hei-
mische Holz ohne chemischen Holzschutz 
zu qualitativ hochwertigen Bau- und 
Werkstoffen veredelt. Auf modernsten 
Fertigungsanlagen entstehen aus den 
Holzprodukten die Bauteile für energieef-
fiziente und ökologische Holzfertighäuser 
– unter strengen Qualitätsvorgaben.

Der nachwachsende Rohstoff Holz stammt aus der Region (das garantiert kurze Transportwege).
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Entsprechend dieser Logik sind die an-
fallenden Holzreste keinesfalls Abfall, 
sondern wertvoller Rohstoff für die öko-
logische Energieversorgung des Werkes 
in Hohenstein-Oberstetten. Alle im Be-
trieb anfallenden Resthölzer werden in 
einer Kaskadennutzung entweder im 
unternehmenseigenen Biomasseheiz-
kraftwerk genutzt oder der stofflichen 
Verwertung zugeführt. Das Ergebnis ist 
eine CO2-neutrale Energieversorgung, 
die den Produktionswärme- und Heiz-
bedarf des Werks in Hohenstein-Ober-
stetten deckt und zusätzlich noch 
Wärme für angrenzendes Gewerbe 
bereitstellt. Darüber hinaus wird Öko-
strom aus dem Biomasse-Kraftwerk 
und unseren Photovoltaikanlagen ins 
Stromnetz eingespeist. Dieser Aspekt 
ist Teil der Schwörer-Strategie, die 
Umweltbelastungen durch ein nach-
haltiges Produktionskonzept über den 
gesamten Produktlebenszyklus vom 
Baumstamm bis zum fertigen Haus so 
gering wie möglich zu halten. 

Mit der branchenunabhängigen Nach-
haltigkeitsberatungsgesellschaft Focus 
Zukunft wurde aufgrund der Initiative 
des Hauptverbandes der Deutschen 
Holz- und Kunststoffindustrie (HDH 
e.V.)  Ende 2020 erstmals eine um-
fassende CO2-Bilanz für den Firmen-
sitz in Oberstetten, gemäß dem Green-
house Gas Protocol (GHG), erstellt. 
Nach Angaben von Focus Zukunft liegt 
Schwörer als mittelständisches Unter-
nehmen im ländlichen Raum im Ver-
gleich mit anderen Unternehmen in 
dieser Größe und Branche bereits im 
„sehr guten Bereich“. Die nicht ver-
meidbaren Emissionen werden fort-
laufend durch Aufforstungsarbeiten in 
Uruguay kompensiert, wodurch man 
am Firmensitz seit Anfang 2021 klima-
neutral wirtschaftet.

Bauen und Flächenversiegelung im 
Widerspruch
Um auch den Flächenverbrauch weitest-
gehend einzuschränken, arbeiten wir 

permanent an der Weiterentwicklung 
eigener Baulösungen wie zum Beispiel 
dem Mehrgeschossbau oder den Flying-
Space-Raummodulen und wirken an ent-
sprechenden Forschungsprojekten mit 
– immer mit dem Ziel, neue Standards 
in der Branche zu setzen. Die Ergebnisse 
fließen in zukunftsfähige Konzepte im 
Fertigbau ein, die den gesellschaftlichen 
Veränderungen bereits einen Schritt vor-
aus sind, beispielsweise in puncto demo-
grafischer Wandel, mobiles Wohnen, 
Nachverdichtung im urbanen Raum oder 
Rezyklierbarkeit von Werkstoffen. Denn 
nachhaltiges, verantwortungsvolles 
Bauen bedeutet, neben dem Wohnraum 
auch das Umfeld zu berücksichtigen.

Zukunft der Mitarbeiter im Fokus
Nachhaltigkeit fängt bei den Menschen 
an. Deshalb sind wir zahlreiche Schul-
kooperationen eingegangen. Und klar, als 
großer Arbeitgeber in der Region bilden 
wir pro Jahr etwa 80 Jugendliche in 18 Be-
rufen aus. Dabei findet vor allem das ab-
wechslungsreiche Ausbildungskonzept 
hohen Anklang. Seit 2012 arbeiten die 
Auszubildenden in bunt gemischten 
Projektgruppen an den verschiedensten 
nachhaltigen Projekten, den sogenannten 
GreenCard-Projekten. Ziel war es von 
Anfang an, die Projektorientierung mit 
der nachhaltigen Firmenausrichtung zu 
koppeln und Projekte zu finden, die das 
aufgreifen. Zudem sollen alle Auszu-
bildenden, unabhängig davon, welchen 
der 18 Berufe sie erlernen, an den Projek-
ten mitwirken können.

Ein Projekt der 1. Stunde ist beispiels-
weise der Schwörer-Azubiwald - ein 1,6 ha 
großes Waldstück, in dem die Azubis für 
die Pflege zuständig sind. In dem natur-
belassenen Mischwald erleben sie die 
Besonderheiten des Lebensraumes Wald 
über die verschiedenen Jahreszeiten hin-
weg, denn zahlreiche große und kleine 
Waldtiere, Vögel und Insekten leben 
dort. In verschiedenen Aktionen für die 
Schulklassen ihrer zehn Kooperations-
schulen bringen sie den Schülern Flora 
und Fauna des typischen schwäbischen 
Naturwaldes nahe. 

Mithilfe der GreenCard-Projekte gelingt 
es, bereits die Jüngsten für den Umwelt-
schutz zu sensibilisieren. Nur so ist es 

Schwerpunkt

Im eigenen Biomasse-Heizkraftwerk wird aus den im Produktionsprozess anfallenden Holzresten grüner 
Ökostrom.
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möglich, Nachhaltigkeit langfristig in der 
Unternehmenskultur zu verankern.

Wünsche an die Politik
Gesetzgeberisch muss der Rahmen vor-
gegeben werden, und innerhalb dieses 
Rahmens müssen dann Freiheiten er-
möglicht werden, die dem Ideenreichtum 
freien Lauf lassen. Weniger, einfachere Vor-

schriften und klare Priorisierungen wären 
wünschenswert. Nur so können die ge-
waltigen Veränderungen zur Reduzierung 
der Umweltbelastung bei gleichzeitigem 
Erhalt unseres Wohlstandes gestemmt wer-
den. Konkret: Energieerzeugung, Speiche-
rung, neue Materialien müssen erfunden 
und erprobt werden können, ohne dass eine 
Vielzahl von Einzelvorschriften alle Ideen im 

Keim ersticken. Nur ein Beispiel, Denkmal-
schutz ist wichtig, aber nachhaltige Strom-
erzeugung oder neuer, zusätzlicher Wohn-
raum hat für unsere zukünftige Entwicklung 
nachhaltig Bedeutung.

Johannes Schwörer (Geschäftsführer),

info@schwoerer.de,

www.schwoererhaus.de

Abwechslungsreiche und spannende Nachhaltigkeitsprojekte sind Teil des Ausbildungskonzeptes. 
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Eine Generation später:  
Haben wir etwas verpasst?

Nachhaltigkeit eines Unternehmens und 
Unternehmers sowie der Wirtschaft be-
deutet lang andauernde Existenz und 
Produkte mit Erfolg. Früher hätte man 
es ganz einfach unter Zukunftsfähigkeit 
zusammengefasst.
Damit können wir dies auf vier Fragen 
zusammenfassen:

1. Lohnt es sich, Unternehmer zu sein?
Ausgangslage ist der vollumfassende 
Schutzgedanke des Staats von Arbeit-
nehmern und Verbrauchern. Ver-
antwortung und sozialer Abstieg muss 
für diese Gruppe unbedingt vermieden 
werden. Unternehmer dagegen haben 
Verantwortung und sind in der sozialen 
Verpflichtung. Hilfsdienstleistungen für 
den Staat und seine Bürokratie sind an-
standslos zu liefern. Gleiche Rechte wie bei 
Arbeitnehmern sind nicht vorgesehen und 
können auch nicht beansprucht werden.
Unternehmer müssen einen gleichen 
Arbeitslohn wie Arbeitnehmer erzielen 
und auch tatsächlich langfristig erreichen 
können. Zu diesem sind noch die Kos-
ten für die Eigenvorsorge für Kranken-
versicherung, Altersvorsorge, einer ge-
dachten Berufsunfähigkeitsversicherung 
sowie die Absicherung gegen Krankheit 
durch den Gewinn abzudecken. Damit 
lohnt sich Unternehmertum erst ab min-
destens 140  % eines Bruttolohns eines 
vergleichbaren Geschäftsführers oder 

mindestens eines Projektleiters. Dies ist 
jedoch bei über 60 % der Selbstständigen 
nicht der Fall.
Nutzt der Betrieb eigene Räumlichkeiten 
und hat der Betrieb Eigenkapital, ist dies 
gleichfalls mindestens in Höhe von kalku-
lierter Miete und Aktiendividende gewinn-
erhöhend zu berücksichtigen. Selbst bei 
einer entsprechenden Berücksichtigung 
ist das höhere Risiko bei Bindung in einem 
Betrieb nicht abgegolten. In vielen Be-
trieben ist dies nicht berücksichtigt und 
bildet sich im Gewinn nicht ab.
 Die Entscheidung, Unternehmer zu wer-
den, ist zuallererst Hoffnung auf Erfolg 
und Idealismus.

2. Werde ich als Unternehmer respek-
tiert und anerkannt?
Ja, ich werde als Unternehmer anerkannt 
durch die Politik, zumindest sechs Wo-
chen vor der Wahl. Auch zwischen den 
Wahlen, sofern Vorteile zu erwarten sind. 
Auch wenn sie Leistungen anbieten, wel-
che knapp sind, und nicht selbstverständ-
lich, können sie mit einer guten öffentli-
chen Wahrnehmung rechnen. Wenn der 
Unternehmer über die unternehmerische 
Tätigkeit hinaus in der Gesellschaft, der 
Kommune, dem Verein oder sonstigen 
Institutionen Vorteile verschafft, ist dies 
grundsätzlich anzuerkennen. Die Lobby 
ist grundsätzlich auf die größeren mittel-
ständischen Betriebe und die DAX-Unter-

nehmen ausgerichtet. Die Masse des 
Mittelstandes sowie Kleinstunternehmen 
werden weitgehend nicht beachtet. Weit 
verbreitet ist auch die öffentliche Mei-
nung, dass der Staat die Aufgaben eines 
Unternehmers gleichfalls erfüllen kann.

3. Bin ich in der Lage, langfristig mein 
Unternehmen abzusichern und zu er-
halten - mit der Möglichkeit, dieses auf 
die nächste Generation zu übertragen 
oder zu verkaufen?
Sicher gibt es immer wieder sehr innova-
tive expandierende Unternehmen, auch 
Neugründungen können zu erfolgreichen 
Unternehmen werden. Jedoch muss dies 
immer ins Verhältnis zur gesamten Zahl an 
Gründungen gesetzt werden. Tatsächlich 
führt jedoch nur ein sehr geringer Teil der 
neuen Unternehmen zur gesunden Ent-
wicklung und Wachstum. Die Eigenkapital-
anforderung ist erheblich gesteigert wor-

Thomas Rapp, Rechtsanwalt, Steuerberater und 
Landesschatzmeister der MIT Baden-Württemberg

LÖSUNGEN FÜR IHRE 
            POSITIONIERAUFGABEN 

ELGO_AZ Kalender2018_181x63mm.indd   1 27.09.17   11:07



27

Schwerpunkt

den. Bei Scheitern ist weder steuerlich noch 
wirtschaftlich Hilfe zu erwarten. Wachstum 
bedeutet Kapitalbedarf. Risikokapital wird 
jedoch nur sehr schwer zu beschaffen sein. 
Wird doch mangels Verzinsung und Steuer-
regelungen dieses nicht gefördert. In vie-
len Branchen besteht eine Sättigung und 
kapitalkräftige Konkurrenz. Der Gründer 
muss daher innovativer und besser sein. 
Ein Scheitern ist in Deutschland eine Ka-
tastrophe und führt nicht nur zur privaten 
Insolvenz, sondern auch oft zu Schwierig-
keiten bei der Suche nach einer Anstellung. 
Ein Wechsel zwischen Anstellungsverhält-
nis und der Selbstständigkeit wird gerade-
zu verhindert. Die Bürokratie bringt es mit 
sich, dass der Unternehmer durchschnitt-
lich ca. 10 Stunden/Woche für Verwaltungs-
tätigkeit aufwenden muss. Wurden früher 
Betriebsprüfungen des Finanzamtes in 
30 Stunden abgewickelt, so ist bei gleicher 
Größenordnung des Unternehmens heute 
mit mindestens der doppelten Stunden-
zahl zu rechnen. Die Prüfungen werden zur 
Zeit Monate in Anspruch nehmen. Die neue 
Schenkungssteuer und Erbschaftsteuer für 
Unternehmensvermögen ist zu komplex 
geworden, dass diese nach Möglichkeit 
erst gar nicht mehr zur Anwendung kom-
men wird. Fiktive Bewertungen nach Ge-
setz und Richtlinien müssen durch kosten-
intensive Gutachten erschüttert werden 
und führen dennoch zu Gerichtsverfahren. 
Unternehmensnachfolge findet nicht mehr 
statt. Die junge Generation wird weder die 
Haftung oder Garantie für Lohnsummen 
auf Jahrzehnte übernehmen wollen noch 
die Unsicherheit übernehmen, das Unter-
nehmen über eine weitere Generation 
fortzuführen.

4. Ist der Übernehmer oder Existenz-
gründer geeignet?
Die größten Erfolgschancen bestehen für 
motivierte, belastbare Personen, welche 
ausreichende Erfahrung auf einem Gebiet 
bereits gesammelt haben. Nicht für Perso-
nen, welche in einem Anstellungsverhält-
nis unzufrieden sind und kein Fortkommen 
sehen. Eine zukunftsweisende Idee oder 
Verbesserung zu bereits bestehenden 
Unternehmen wäre auch förderlich. Doch 
gerade diese gesuchte Unternehmer-
persönlichkeit hat bereits oder wird in 
einer sicheren Anstellung zu den besser-
verdienenden in der Branche gehören.

Aktuelle Situation
Aus dieser aktuellen Situation ergibt sich 
folgendes Bild: Die Unternehmer sind in 
der überwiegenden Zahl älter als 55 Jahre 
alt. Neugründungen bleiben kleine Unter-
nehmen und werden nicht zum Arbeit-
geber. Dieses Risiko wollen die wenigsten 
noch eingehen. Unternehmensverkäufe 
sind in einer Vielzahl an Fällen nicht mehr 
möglich. Kinder von Unternehmern wer-
den nicht wieder Unternehmer, sondern 
gehen oft gut bezahlte Arbeitnehmer-
stellungen ein. Sollte dennoch der Wunsch 
auf eine Selbstständigkeit gegeben sein, 
wird in den meisten Fällen eine eigene 
Unternehmung gegründet und nicht eine 
bestehende übernommen. Die früher vor-

herrschende Gestaltungsberatung wird 
zur Abwehrberatung gegen staatliche 
Willkür. In nicht wenigen Fällen erfolgt die 
vergleichende Beratung mit den Möglich-
keiten im Ausland. Die Bindung an unsere 
Bundesrepublik Deutschland nimmt über-
proportional zur Zahl der noch deutschen 
Unternehmen ab.
Es gibt viele bereits bekannte Ansatz-
punkte, zukunftsfähige Unternehmer und 
die Wirtschaftsentwicklung zu fördern. 
Aber da die Masse der Wähler keine Unter-
nehmer sind, wird sich hieran erst bei einer 
Krise etwas ändern. 

Thomas Rapp,

t.rapp@rappwagner.de

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-beton.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-MAIL  info@uhl-beton.de
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Ravensburg

„Die Politik der Verbote  
ist gescheitert“

Auf Einladung der MIT Ravensburg dis-
kutierten die vier Bundestagskandidaten 
des Wahlkreises Ravensburg Axel Mül-
ler MdB (CDU), Agnieszka Brugger MdB 
(Grüne), Benjamin Strasser MdB (FDP) 
und Heike Engelhard (SPD) zu Fragen des 
Mittelstandes unter dem Motto „Politik 
trifft Realität“. 

Das Format sieht vor, dass Fragen zu ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Themen an die vier Kandidaten gestellt 
werden. Die Antwortzeit beträgt 1 Minu-
te, danach wird das Mikro ausgeschaltet. 
MIT-Kreisvorsitzender Christian Ban-
gert sprach bei der Begrüßung Klartext: 
Er sagte in Richtung der Politiker: „Der 
Mittelstand zahlt rund 60 % der Steu-
ern in Deutschland. Somit seid ihr Teil-
angestellte und Mitarbeiter des Mittel-
standes. Wir zahlen eure Gage. Damit ihr 
nicht vergesset, wer euer Brötchengeber 
ist, laden wir euch nach der Wahl zweimal 

im Jahr gemeinsam ein und geben euch 
jeweils zwei Aufgaben mit. Dann könnt 
ihr in vier Jahren nicht erzählen, was ihr 
vorhabt, sondern müsst kommentieren, 
was ihr getan habt. Daran werden wir 
euch messen.“ Rumms…

Die Themenblöcke wurden den Kandi-
daten im Vorfeld mitgeteilt, die Fragen 
waren von jedem zu beantworten. In 
einer Quickie-Runde - nur 30 Sekunden 
Redezeit – mussten die Kandidaten ihre 
eigenen Wahlplakate kommentieren 
und jeweils eines der anderen Partei. Es 
wurde jeweils eines mit zweideutigen 
Aussagen der Partei ausgesucht. So z. B. 
bei den Grünen mit  „Züge, Schulen, 
Internet – Das Land, das einfach funktio-
niert! Bereit für die Zukunft“. Die Frage 
von Moderator Tobias Baunach hierzu 
lautete: „Frau Brugger (Grüne), wissen 
sie, wie lange ein Genehmigungsver-
fahren zum Bau einer Windkraftanlage 

dauert?“ Sie wusste es nicht, sie wusste, 
dass es lange dauert, aber nicht genau, 
wie lange. Es dauert sage und schreibe 
8,4 Jahre. Rund 100 Zuschauer konnten 
sich bei der abschließenden Fragerunde 
direkt an die Kandidaten wenden. Eine 
sehr kurzweilige Veranstaltung, die be-
reits Tradition bei der MIT Ravensburg 
hat – es war die vierte Veranstaltung 
zur Bundestagswahl in diesem For-
mat - und für immer mehr Interessier-
te eine interessante Möglichkeit, auch 
den Menschen hinter der Kandidatur 
kennenzulernen. 

Zum Abschluss durfte jeder Bewerber 
noch drei Minuten erklären, warum man 
ihn/ihr die Stimme geben sollte. Regio 
TV filmte die Veranstaltung, machte 
Interviews mit den Gästen und strahlte 
tags darauf eine 6-Minuten-Zusammen-
fassung in den Nachrichten aus. 

Christian Bangert sprach anschließend, 
nach der Veranstaltung, mit den Kan-
didaten und legte fest, dass die erste 
Einladung zu Aufgaben aus dem Mittel-
stand bei den Grünen stattfindet. Hier 
soll zu einem Unternehmer im Wahl-
kreis eingeladen werden, bei dem sich 
die MdBs aller Parteien aus dem Wahl-
kreis treffen und ihre Aufgaben mit-
nehmen. Wir werden jeweils berichten.

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

www.mit-ravensburg.de

MIT-Kreisvorsitzender Christian Bangert spricht 
deutliche Worte bei der Veranstaltung im Wahl-
kreis Ravensburg.

(V. l. n. r.) Axel Müller MdB (CDU), Moderator Tobias Baunach, Benjamin Strasser MdB (FDP), Heike 
Engelhardt (SPD), MIT-Kreisvorsitzender Christian Bangert und Agnieszka Brugger MdB (Grüne)
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MIT Calw/Freudenstadt

Olympische Stimmung im Hof  
der Alten Seminarturnhalle

Passend zu den jüngst in Tokio ge-
ehrten besten Sportlern wehte kürzlich 
in Nagold ein Hauch von Olympia durch 
den Hof der Alten Seminarturnhalle. 
„Ausbildung ist Silber. Leidenschaft 
ist Gold“ lautete das Motto des Aus-
bildungsawards der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion (MIT) in den Kreisen 
Calw und Freudenstadt. Neun junge 
Fachkräfte wurden dabei nicht „nur“ für 
eine gut oder sehr gut abgeschlossene 
Ausbildung geehrt, sondern für be-
merkenswerte „Extra-Leistungen“. In 
einem ganz besonderen Wettbewerb 
zeigten die jungen Frauen und Männer 
über den Jahreswechsel 2020/2021 mit 
selbst produzierten Videos, kreativen 
Essays und digitalen Präsentationen 
ihre Leidenschaft für ihren Beruf und 
ihre Betriebe und kämpften in den drei 
Kategorien „Industrie“, „Handwerk“ 
und „Dienstleistungen/Handel/Gastro-

nomie“ um großzügige Preise. Für die 
jeweils ersten Preise der Kategorien 
winkte Gold im Wert von über 500 Euro 
pro Preisträger. 

„Als Unternehmer und Führungskräfte 
hier in der Region erleben wir alle die 
Herausforderungen rund um das Fin-
den und Binden von motivierten und 
engagierten Nachwuchs-Fachkräften. 
Das war für uns Motivation zu sagen, 
wir brauchen einen neuen, einen ganz 
anderen und hochwertigen Wett-
bewerb, den MIT-Ausbildungsaward“, 
so der MIT-Kreisvorsitzende und Baiers-
bronner Unternehmer Markus Schinde-
le. „Noten sind wichtig, eine gut oder 
sehr gut abgeschlossene Ausbildung 
ohnehin. Gleichwohl wissen wir, was 
zählt, ist echte Leidenschaft. Das Unter-
nehmertum und die ‚Unternehmer im 
Unternehmen‘ – also besonders enga-

gierte Fachkräfte mit einer vorbildlichen 
Identifikation mit dem eigenen Beruf, 
der eigenen Branche und dem eigenen 
Unternehmer – das ist es, was besonders 
wertvoll ist“, so sein Nagolder Stellver-
treter Carl Christian Hirsch, der den 
MIT-Ausbildungsaward mit initiierte 
und die Veranstaltung moderierte. „Und 
das braucht natürlich einen besonderen 
Rahmen. Mit Live-Musik vom Ambien-
ce Lounge Duo, mit exzellentem Essen 
dank des Kochclubs Nordschwarzwald 
und inspirierenden Persönlichkeiten“, 
ergänzt Schindele.

Die MIT verleiht jungen Fachkräften  
der Region den MIT-Ausbildungsaward
Bereits Anfang März hatte die Jury, die 
sich aus Vorstandsmitgliedern der MIT 
zusammensetzte, ihre Entscheidungen 
gefällt. Das Netzwerk-Event, zu dem alle 
Teilnehmer des Wettbewerbs eingeladen 

Die Gewinner des MIT-Ausbildungsawards mit den aus der regionalen Wirtschaft stammenden Organisatoren, darunter der MIT-Kreisvorsitzende Markus Schin-
dele (ganz rechts) und der stv. MIT-Landesvorsitzende Tobias Vogt MdL links daneben in der Reihe darunter.
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werden sollten, musste coronabedingt 
mehrfach verschoben werden. Nun 
wurde die Gunst des Sommers genutzt. 
„Ich bin mega stolz, heute hier das Gold 
als Lohn der Arbeit in Empfang nehmen 
zu dürfen“, so der Koch Tobias Lang, der 
in der Traube Tonbach in Baiersbronn 
gelernt hat und mit seinem leidenschaft-
lichen Video die Jury begeisterte. 

Neben einem virtuellen Grußwort der 
baden-württembergischen Wirtschafts-
ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, 
die – kurzfristig verhindert – es sich 
nicht nehmen ließ, ihr Grußwort zu-
mindest auf diesem Wege persönlich 
den Preisträgern zu übermitteln, war 
der Landtagsabgeordnete und Unter-
nehmer Tobias Vogt Impulsgeber. Auf 
Einladung der Freudenstädter CDU-Ab-
geordneten Katrin Schindele gab der 
stellvertretende MIT-Landesvorsitzende 
Einblicke in seine eigene Vita. Vogt 
zog im März dieses Jahres erstmals für 
den Wahlkreis Bietigheim-Bissingen 
in den Landtag ein. Zuvor absolvierte 
der 35-Jährige eine Ausbildung zum 
Kfz-Mechatroniker, bildete sich in der 
Abendschule zum Kfz-Techniker-Meister 
fort und hängte sogar noch ein Studium 
zum Bachelor und Master in „Auto-
motive Management“ an. „2012 habe 
ich den Betrieb mit 15 Mitarbeitern von 
meinen Eltern übernommen. Mittler-
weile haben wir an mehreren Stand-
orten 65 Mitarbeiter. Im Frühjahr 2020 
habe ich viele Nächte nicht geschlafen. 
Keiner wusste, wie es weiter geht. Aber 
es geht weiter aufwärts, und ich pro-
fitiere stets von meiner Ausbildung 

und meinen Praxiserfahrungen“, so der 
Familienvater aus Besigheim, der sich 
sehr beeindruckt vom Konzept der MIT 
im Nordschwarzwald zeigte und eine 
Adaption für die MIT im ganzen Land für 
erstrebenswert hält. 

Vogts Beispiel und sein Entschluss, als 
Unternehmer in die Landespolitik zu 
gehen, inspirierte sichtlich alle Preis-
träger. In der Kategorie Industrie gewann 
Said Ghasemi vom Neubulacher metall-
verarbeitenden Unternehmen FiMAB 

Kreisvorsitzender Markus Schindele, Katrin Schindele MdL, stv. Landesvorsitzender Tobias Vogt MdL und 
stv. Kreisvorsitzender Carl Christian Hirsch.

RIETHO GmbH
Stanz- & Biegetechnik
Bildstöckle 8
D-77790 Steinach
Tel. 0 78 32 - 91 97-0 
Fax 0 78 32 - 91 97-33
info@rietho.de
www.rietho.de

STANZ-& BIEGETECHNIK
Unsere Leistungen umfassen optisch hochwertige
Sichtteile aus Edelstahl und Aluminium, aber auch
die Produktion kompletter Baugruppen.

… die Küchentechnik … die Elektrik- u. Elektronikindustrie

Gehäuse für die verschiedenen Anwendungs-
gebiete werden von unseren Spezialisten ent-
sprechend Ihren Wünschen in den unterschied-
lichsten Stückzahlen gefertigt.

Kompentenz 
in Blech für:

Rietho Anzeige quer  09.10.2003  14:03 Uhr  Seite 1
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den ersten Preis, die Industriekauffrau 
Siana Zieher belegte mit ihrem Aus-
bildungsbetrieb MeVa aus Haiterbach 
den zweiten Platz, Sascha Kabs lernte bei 
der Dietrich Aldinger GmbH in Nagold 
und wurde Dritter. Während Ghasemi, 
wie die anderen ersten Preisträger, 10 
Gramm Gold überreicht vom stellver-
tretenden Vorstandsmitglied der Spar-
kasse Pforzheim Calw, Ralf Günthner, 
und von Markus Schwarz erhielt, durfte 
sich Zieher über einen Gutschein für ein 
Wellness-Wochenende des Hotels Ther-
me Teinach und Sascha Kabs über einen 
100-Euro-Gutschein für das Hotel Röss-
le in Altensteig-Berneck freuen. Ricarda 
Becker überreichte den Gutschein für 
das Hotel Therme Teinach, Claudia Dürr, 
Inhaberin und Geschäftsführerin des Ho-
tels Rössle, übernahm die Laudatio für 
die dritten Preise.

In der Kategorie „Handwerk“ gewann 
Tobias Lang. Kilian Wendel, Schreiner 
aus Bad Teinach, wurde Zweiter. Der 
dritte Preis in dieser Kategorie ging an 
Raumausstatterin Franziska Altenburg, 
die bei Rolf Benz die Ausbildung erfolg-
reich abschloss. In der Kategorie „Dienst-
leistungen/Handel/Gastronomie“ räum-
te Katharina Braun vom Hotel Tanne in 
Tonbach mit ihrem „Poetry-Slam“ und der 
Liebeserklärung an die Dienstleistung am 
Gast den ersten Preis ab. Marc Tiburs-
ki überzeugte mit seinem Essay und als 
Einzelhändler mit seiner Leidenschaft 
für den Sportfachhandel. Jutta Heiland 
wurde als Hotelfachkauffrau Dritte die-
ser Kategorie.

„Wir erleben einen großen Abend, und 
hiervon geht ein Zeichen für unse-
re Region und unsere Betriebe aus. 

Der MIT-Ausbildungsaward möge alle 
jungen Menschen motivieren, in die 
berufliche Bildung zu gehen und die 
eigene Leidenschaft für einen Beruf zu 
entwickeln. Wir werden als MIT jeden-
falls an diesem neuen Format und an 
der Nachwuchsgewinnung für die re-
gionale Wirtschaft festhalten. Dem-
entsprechend geht es bereits mit dem 
nächsten Jahrgang weiter. Bis 31. Okto-
ber können sich alle neuen Absolventen 
für den MIT-Ausbildungsaward 2021 
bewerben“, so der MIT-Kreisvorsitzende 
Markus Schindele.

Weitere Informationen zum MIT-Ausbil-
dungsaward finden Interessierte unter 
www.mit-ausbildungsaward.de.

Markus Schindele,

markus.schindele@schindele.com

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de
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MIT Mannheim 

Wandel im 
Skulpturenpark

Vetter – einige Zeitgenossen werden die-
sen Namen noch mit dem ehemaligen 
gleichnamigen Kaufhaus in der Kunst-
straße verbinden. Ende der 60er Jahre 
übergab Heinrich Vetter das elterliche 
Kaufhaus an Horten. Im Oktober 2020 
wurde das Traditionshaus endgültig 
geschlossen. 
Weitaus präsenter dürfte allerdings den 
meisten die 1997 von ihm gegründete 

Heinrich-Vetter-Stiftung sein. Ohne das 
Mäzenatentum Vetters wäre vieles in der 
Vergangenheit in Mannheim und Ilvesheim 
nicht möglich gewesen und auch heute 
nicht möglich. Für sein Engagement für die 
Allgemeinheit wurde er nicht nur Ehren-
bürger der beiden Gemeinden, sondern 
auch Ritter des päpstlichen Silvesterordens.

Doch stand ein anderer Aspekt im Mittel-
punkt des Wandels der MIT Mannheim 
durch den Skulpturenpark. Nämlich Hein-
rich Vetter als Kunstliebhaber. Er war schon 
früh begeistert von Malerei und Grafik. 
Ende der 60er Jahre wurde sein Interesse 
an Skulpturen und Plastiken geweckt und 
er begann, diese zu sammeln. Durch seine 
Ankäufe unterstützte er regionale Künstler, 
brachte aber auch Kunstwerke von seinen 
Handelsreisen z. B. nach Asien mit. Über 
100 Exponate hatte Vetter bis zu seinem 
Tode 2003 zusammengetragen. 27 Kunst-
werke stehen heute im Luisenpark, 11 in 

einer Seniorenpflegeeinrichtung und 40 
Exponate befinden sich auf dem Areal sei-
nes ehemaligen Wohnhauses. Heute ist 
dort der Sitz der Heinrich-Vetter-Stiftung 
untergebracht.

Diese 40 Exponate auf dem Stiftungs-
areal waren Ziel einer Exkursion der MIT 
Mannheim. Antje Geiter und Hartwig 
Trinkaus, beides versierte Mitwirkende 
der Stiftung, brachten die Werke be-
kannter Künstler wie Alf Lechner oder 
Norbert Kricke den Interessierten näher. 
Diese Plastiken und Skulpturen reihen 
sich ein in eine imposante Abfolge von 
Kunstwerken unbekannterer Künstler ver-
schiedener Stilrichtungen. Aber auch eine 
interessante Abteilung asiatischer Kunst 
von Abbildungen des Maitreya-Buddhas 
über Statuen im Sukhothai-Stil bis hin zu 
Stilelementen des Zen-Buddhismus nennt 
die Stiftung heute ihr Eigen.

Der Wandel durch den Park ließ aber 
nochmal auch den Blick auf die soziale 
Komponente des Wirkens der Heinrich-

Vetter-Stiftung fallen. Der Park ist näm-
lich umringt von einem Kinderhaus mit 
88 Betreuungsplätzen, einer Pflegeein-
richtung mit Hospiz und dem im Bau be-
findlichen Tageshospiz. Letzteres in ein 
Novum in Baden-Württemberg.

„Das Wirken Heinrich Vetters zum Wohle 
der Allgemeinheit ist beachtlich“, so der 
MIT-Kreisvorsitzende und Stadtrat Alex-
ander Fleck, „es ist gut, dass seine Stiftung 
in seinem Sinne dieses Wirken fortsetzt.“

Beim anschließenden gemütlichen Bei-
sammensein bei Kaffee und Kuchen be-
stand die Möglichkeit zum Austausch 
zu aktuellen politischen Themen. Ins-
besondere der Bundestagswahlkampf 
und die Person des Kanzlerkandidaten 
wurde hierbei rege diskutiert. Nach 
langer Corona-Pause ein gelungenes 
Wiedersehen im Kreise der MIT-Familie.

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de

Großes Interesses am Skulpturenpark

Aufmerksames Zuhören beim Vortrag

Geselliges Beisammensein mit aktueller Politik
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MIT Ortenau

Wahlkampf mit Wirtschaftsministerin 
Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut

Beim Wahlkampfauftakt im CDU-Wahlkreis von Dr. Wolf-
gang Schäuble in Zell a. H. in Kooperation mit den CDU-
Ortsverbänden Biberach, Nordrach und Oberharmersbach 
sowie Stadtverband Zell-Unterharmersbach und der MIT 
Ortenau begrüßte der Kreisvorsitzende Hannes Grafmüller 
die Landeswirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-
Kraut. Prominente Gäste waren gekommen, darunter auch 
Staatssekretär Volker Schebesta MdL, Unternehmer Dr. Mar-
tin Herrenknecht und Professor Alfred Isele der FH Offen-
burg. „Kein Thema verfolgt uns länger als die Coronakrise, 
deshalb freut es uns umso mehr, dass wir heute in Präsenz 
zusammengekommen sind.“ Die Perspektive nach der Krise 
war Überschrift des Abends und ergänzte sich mit Themen 
wie Klima- und Strukturwandel, Technologie, Innovation und 
Fortschritt. „Die Themen sind breit gefächert, aber wir freu-
en uns darüber, dass sich der Mittelstand im Wahlprogramm 
der CDU wiederfindet!“  

Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut zeigte sich beeindruckt von 
der Umgebung und dem Veranstaltungsort. „Die Gegend ist 
wunderschön und beispielhaft für unser Land und zeigt die 
Stärke des ländlichen Raumes, den landwirtschaftlichen und 
kulturellen Reichtum und das ehrenamtliche Engagement.“ 
Sie verweist auf die besonders von der Coronakrise ge-
beutelten Branchen wie Einzelhandel, Tourismus, Schau-
steller, Gastronomie und Stadthotels. „Diese Betriebe sind in 
größter Not, und wir müssen sie in besonderer Weise in den 
Blick behalten, mitnehmen und unterstützen. Ich bin davon 
überzeugt, dass mit unseren Förderprogrammen ausreichend 
Gelder vom Bund mit 6,3 Mrd. Euro und weiteren knapp 580 
Mio. Euro aus den Landesmitteln zur Verfügung stehen, den 
existenzbedrohten Betrieben zu helfen aber auch um weitere 
zukunftsträchtige Investitionen zu tätigen.“  

Die Ministerin, deren Ressort gleichzeitig auch den Touris-
mus leitet, sieht auch in der Krise eine große Chance. „Es 
gibt auch positive Gesichtspunkte der Pandemie wie das 
Bewusstsein zu mehr Regionalität und mehr Nachhaltigkeit, 
verbunden mit dem Trend zu Urlaub im eigenen Land.“  Sie 
verweist auf das große Wachstumspotenzial in Baden-Würt-
temberg und bewirbt Urlaubsmöglichkeiten im Südwesten 
in einer neuen groß angelegten „Restart-Kampagne für die 
Tourismusbrache“ unter dem Motto „Ab Richtung Süden!“.

„Die Menschen erkennen, wie wunderschön es hier ist, und 
welche Qualitäten und touristische Attraktionen es im eige-
nen Land gibt.“ Ein Tourismuskonzept für die Regionen wird 
gerade Schritt für Schritt umgesetzt, um das Tourismusland 

Baden-Württemberg noch mehr vermarkten zu können. Es 
beinhaltet ein Infrastrukturprogramm, um auf kommunaler 
Ebene, um den Innenausbau des Tourismus in den Kommu-
nen konkret zu unterstützen. Hier werden derzeit mit 7 Mio. 
Euro infrastrukturelle Einzelprojekte gefördert, die damit zu 
einer nachhaltigen Verbesserung vor Ort führen werden.

Wirtschafts- und gesellschaftspolitisch sieht die Ministe-
rin das Land durch drei große Themen geprägt und beein-
flusst: die Krise, hervorgerufen durch das Coronavirus, die 
große Aufgabe, dem Klimawandel entgegenzutreten, und 
den Struktur-/Technologiewandel, gerade in der Kernbranche 
Mobilität. Auch die Digitalisierung in der Verwaltung und im 
Handwerk mit der Plattform „BIM“ (Building Information Mo-
deling) seien große Veränderungen zu verzeichnen. „Auf diese 
Zukunftsfragen können wir als wirtschaftsstarkes Land mit 
den richtigen Antworten begegnen. Mit Innovation, techno-
logischem Fortschritt und Erfindergeist werden wir die künfti-
gen Herausforderungen meistern.“ Die Zukunftsfelder in den 
nächsten Jahren seien die Greentech, alternative Antriebe, 

Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut beim Wahlkampfauftakt in  
Unterentersbach
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 (V. l. n. r.) Bürgermeister Günter Pfundstein, Staatssekretär Volker Schebesta MdL, Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut und MIT-Kreisvorsitzender Hannes 
Grafmüller mit dem Goldenen Buch der Stadt Zell.

grüner Wasserstoff, Digitalisierung, künstliche Intelligenz, 
die Gesundheitswirtschaft und die Quantentechnologie.    

Die Betriebe erfahren hier in besonderer Weise Unter-
stützung in der Grundlagenforschung und Basistechnologie 
z. B. dem KI-Forschungsinstitut in Tübingen und dem Fraun-
hofer Institut, das jetzt einen zusätzlichen Standort mit einer 
Investitionssumme von 50 Mio. Euro bekommt. Die EU und 
der Bund fördern bestimmte Technologien, die sich dann 
im Rahmen der sogenannten Hipsalprojekte im Bereich von 
Batteriezellen oder Projekte in der Wasserstofftechnologie 
weltweit im Wettbewerb behaupten sollen.

„Die Automobilindustrie steht hier in besonderer Weise 
vor großen strukturellen Umbrüchen, nicht nur der Antrieb 
wird nach der Vorgabe der Europäischen Kommission „Fit 
for 55“, keine Verbrennungsmotoren in der EU zuzulassen, 
zu Veränderungen führen, sondern auch die Digitalisierung 
des Autos, das autonome Fahren und die Dienstleistungen 
und der damit verbundene Service werden die Hersteller be-
sonders herausfordern und Arbeitsplätze schaffen.“ 

Die digitale Verwaltung, insbesondere in der Planungs-
behörde, soll bis 2022 umgestellt sein. Damit ist ein wesent-
licher Beitrag zum Bürokratieabbau geleistet, dessen Poten-
zial noch weiter voranschreiten muss.“

Hinsichtlich der anstehenden Bundestagswahl vertritt die 
CDU-Politikerin die Auffassung, dass es nach der nächsten 
Wahl eine Bundesregierung brauche, die sozialverträglich die 

Frei geplante Architekten-
häuser. Für Menschen, die
Ihren eigenen Plan vom
Leben haben. Und indivi-
duelle Vorstellungen vom 
Wohnen. weberhaus.de

Ich will ein Haus mit Ausstrahlung. 
Und Charakter.

Mein Haus. Meine Welt.  
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CO2-Einsparziele umsetzen könne, die Ökologie und Öko-
nomie zusammenführt und die Menschen mitnimmt, die an-
stehenden Entscheidungen mitzutragen und zu unterstützen.
„Deshalb brauchen wir eine starke CDU im Bund, weil andere 
Konstellationen wie z.B. Rot-Rot-Grün oder die Ampel eine 
große Gefahr für unser Land sind, die unseren Standort und 
unsere Heimat massiv gefährden können.“ 

In der anschließenden Fragerunde kritisierte der Unter-
nehmer Dr. Herrenknecht die große Anzahl an Windkraft-
anlagen im Schwarzwald und stellte den Schaden für den 
Tourismus heraus. „Für mich gehören die Windräder an die 
Nord- und Ostsee, und der Ausbau der Stromversorgungs-
leitungen soll schnellstmöglich nach Süden erfolgen.“ Dr. 
Isele von der Fachhochschule Offenburg wünscht sich die 
CDU als Problemlöser und sieht den großen Unterschied zu 
den Grünen, die die Menschen nur mit Vorschriften zusätzlich 
belasten wollen. Konkret stellte er ein aktuelles Projekt vor, 
über Micro-PV-Anlagen Einsparungen im Stand-by-Betrieb 
von technischen Geräten zu erreichen.

Abschließend äußerte sich Bürgermeister Günter Pfundstein 
und bewarb das aktuell zu sanierende Industriedenkmal, den 
Rundofen, der deutschlandweit einzigartig sei. Ein weiteres 
Anliegen war der Ersatz des Einbruchs der Steuereinnahmen 
von 4 Mio. Euro, die im letzten Jahr mit 2 Mio. vom Land 
teilweise kompensiert wurden, aber es in diesem Jahr keine 
Unterstützung gäbe. „Alleine über Fördertöpfe kann man 
hier keinen Ausgleich schaffen. Entweder sind die Projekte 
bereits begonnen und eine Förderung zu spät, oder man ist 
noch nicht soweit, um die Maßnahme bewilligen zu lassen. 
Die direkte Auszahlung statt Fördertöpfe kommen besser 
an. Wir wissen vor Ort am besten, wo es am dringendsten 
nötig ist. “  

Im Anschluss schrieb sich Frau Dr. Hoffmeister-Kraut in das 
Goldene Buch der Stadt Zell ein.

Hannes Grafmüller, 

hannes@grafmueller-gmbh.de, 

www.mit-ortenau.de

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT Ludwigsburg

Deutschland muss schneller werden

Montag, Mittagszeit mitten in den Schulferien und dennoch 
mehr als 70 Mitglieder und Gäste bei der MIT in Ludwigsburg 
beim Besuch von Carsten Linnemann. Der MIT-Bundesvor-
sitzende machte Station im Rahmen einer Wahlkampftour bei 
seinem Fraktionskollegen Steffen Bilger. 

Carsten Linnemann formulierte in seinem Statement die 
wichtigsten Aufgaben einer künftigen Regierung aus Sicht 
des Mittelstands. Ganz oben auf dieser Agenda stehe die Fest-
stellung, dass unsere Unternehmen keine neuen Belastungen 
ertragen könnten. Sowohl die Besteuerung als auch die Viel-
zahl von bürokratischen Daumenschrauben hätten längst ein 
Maß erreicht, das die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Unternehmen massiv belaste. Leider sei in der Öffentlichkeit 
die Meinung weit verbreitet, dass man bei den Unternehmen 
„immer weiter draufpacken“ könne. „Aber es gibt den Punkt, 
an dem man eine Kuh tot gemolken hat“, so der Bundesvor-
sitzende der MIT.

Carsten Linnemann zu Gast bei Steffen Bilger und der MIT Ludwigsburg

Ärmel hochkrempeln, Deutschland! Sarna Röser, Bundesvorsitzende der 
Jungen Unternehmer, macht‘s vor. 
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Aus den Kreisen & Bezirken

In ganz vielen Punkten sei Deutschland „satt und behäbig“ ge-
worden, führte Linnemann weiter aus. Corona habe deutlich 
aufgezeigt, wo es in Deutschland hake und nannte konkret die 
Stichworte Bürokratismus und zu langwierige Abläufe innerhalb 
der Verwaltung. Außerdem habe man hautnah erleben dürfen, 
wo wir bei der Digitalisierung stünden. 

Die Wirtschaftspolitik der nächsten Regierung müsse zum 
Ziel haben, wieder mehr Freiräume für die Unternehmen zu 
schaffen und somit das Land in einen Aufschwung zu brin-
gen. Wegen Corona habe man aus gutem Grund 400 Milliar-
den Euro neue Schulden aufgenommen, aber Deutschland 
müsse nun verbindlich wieder zur Schwarzen Null zurück, so 

Linnemann weiter. Außerdem schlage er vor, die Bürokratie-
bremse „one-in-one-out“, nach der für jedes neue Gesetz ein 
bisheriges gestrichen werden müsse, in ein „one-in-two-out“ 
zu verschärfen.

Für „mehr Mut und mehr Experimentierfreiräume“ in Deutsch-
land setzt sich Linnemann mit seinen Mitstreitern ein und 
schlägt vor, verschiedene Modellregionen zu initiieren, in denen 
flache Hierarchien und bürokratiearme Projekte ausprobiert 
werden. „Was floppt, wird gestoppt, und was klappt, wird auf 
ganz Deutschland ausgerollt“, erläuterte der CDU-Politiker 
seinen Vorschlag. Allerdings habe man als Wirtschaftspolitiker 
in der täglichen Arbeit schon heute die meiste Zeit damit zu 
tun, immer neue Angriffe auf die Wirtschaft abzumildern. Als 
Beispiele hierfür nannte er das Lieferkettengesetz oder den 
Datenschutz. 

Michael Jacobi (Kreisvorsitzender), 

info@mit-ludwigsburg.de,

www.mit-ludwigsburg.de

Steffen Bilger und Carsten Linnemann im Austausch mit dem Ehrenvorsitzen-
den der MIT Ludwigsburg, Reinhold Noz. 

Als Stärkung für die folgenden Wahlkampftermine bedankte sich die MIT 
Ludwigsburg mit 5 Kilo Gummibärchen frisch aus der Produktion des im 
Wahlkreis ansässigen Herstellers Jung GmbH aus Vaihingen/Enz.

COLOMBI MOMENTE

Colombi Hotel
Am Colombi Park 
79098 Freiburg

0761 – 2106 0
info@colombi.de
www.colombi.de
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MIT-Forderung an die neue Bundesregierung: 

Massiver Bürokratieabbau 
muss ins 100-Tage-Programm

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) fordert konkrete Schritte 
zum Bürokratieabbau für die ersten 
100 Tage der neuen Regierung. Auf 
der Klausurtagung des MIT-Bundes-
vorstands in Nauen fordert der Wirt-
schaftsflügel von CDU und CSU ein 
„Entfesselungspaket für die Wirt-
schaft“. Deutschland sei „satt und be-
häbig“, deshalb müsse man „die Kräfte 
der Sozialen Marktwirtschaft neu ent-
fesseln“. MIT-Chef Carsten Linnemann 
appelliert an den Unions-Kanzler-
kandidaten Armin Laschet, die Forde-
rungen in sein 100-Tage-Programm, 
das er demnächst präsentieren wolle, 
aufzunehmen. Linnemann: „Wir brau-
chen eine Mentalität des Machens. 
Die Unternehmen müssen nach der 
Coronakrise endlich aufatmen können 
und brauchen ganz schnell Freiräume, 
damit wir einen kräftigen Aufschwung 
bekommen.“ Der Aufschwung sei wich-
tig, um die Modernisierung Deutsch-
lands, die Herausforderungen des 
Klimaschutzes und die soziale Sicher-
heit überhaupt finanzieren zu können, 
so der CDU-Politiker.

Die MIT fordert unter anderem eine 
Freistellung von Gründern von zahl-
reichen gesetzlichen Auflagen in den 
ersten zwei Jahren nach der Betriebs-
gründung. Die Bürokratiebremse 
„one-in-one-out“, nach der für jede 
neue bürokratische Auflage eine bis-
herige gestrichen werden muss, müsse 
verschärft werden zu einem „one-in-
two-out“, so dass pro neuem Gesetz 
zwei alte abgeschafft werden müssen. 
Außerdem müsse sich diese Regelung 

künftig auch auf die Umsetzung von 
EU-Gesetzen beziehen, die auch zu-
sätzliche Bürokratie bedeuteten.

Im Arbeitsrecht sollten die inzwischen 
etablierten Homeoffice-Modelle er-
leichtert werden, indem nicht mehr 
eine tägliche Höchstarbeitszeit vor-
geschrieben werde, sondern nur noch 
eine wöchentliche. Dies biete „mehr 
Flexibilität für Familie und Beruf“, so 
die MIT. Auch sollte der Arbeitnehmer 
auf eigenen Wunsch die Ruhezeiten in 
der Heimarbeit unterbrechen dürfen, 
zum Beispiel, um abends noch eine 
E-Mail beantworten zu dürfen, so-
fern es den Gesundheitsschutz nicht 
beeinträchtige.

Außerdem fordert die MIT, Dokumen
tationspflichten in Zusammenhang 
mit dem Mindestlohn zu lockern, zum 
Beispiel bei Minijobs, deren Arbeits-
zeiten vertraglich geregelt sind. Auch 
sollten Praktika in den ersten drei Mo-
naten generell mindestlohnfrei sein.

Thorsten Alsleben,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

Den entsprechenden Beschluss 
dazu finden Sie auf der Webseite 
der Mittelstands- und Wirtschafts-
union unter https://www.mit-bund.
de/content/mit-forderung-die-
neue-bundesregierung-massiver-
buerokratieabbau-muss-ins-100-ta-
ge-programm.

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
sieben Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     
                     für jede Anwendung 
                                 den passenden       
                                          Antrieb.

 
ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Schwaig
CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE



39

MIT Bund

Aktuelles aus dem Bundesvorstand

Freiheit statt Bevormundung! 
Neustart für mehr Freiheit 
und Verantwortung!

Die bevorstehende Bundestagswahl ist 
eine Richtungswahl. In der Hoffnung, 
dass es gelingt, dem Wähler diese Be-
deutung noch zu vermitteln, stand die 
Klausurtagung des MIT-Bundesvorstands 
ganz unter dem Eindruck der bevor-
stehenden Wahl.
Die Umstände der Anreise waren vom 
Bahnstreik der GDL so überzeugend 
geprägt, was den Bundesvorstand ver-
anlasste, eine Änderung des Tarifein-
heitsgesetzes anzumahnen. Noch immer 
kann eine Minderheitsgewerkschaft den 
öffentlichen Verkehr lahmlegen.
Die inhaltlichen Positionen der MIT sind 
klar und eindeutig. Neustart ist angesagt! 
Die Kräfte der Sozialen Marktwirtschaft 
müssen neu entfesselt werden.
Deshalb ist eine Gründerschutzzone für 
Start-up-Unternehmen wichtig. In den 
ersten zwei Jahren müssen die Grün-
der von bürokratischem Ballast befreit 
sein. Innovationskräfte brauchen büro-
kratische Freiräume. Darin liegen die 
Chancen, Erfindungen in realen Um-
satz und damit in Arbeitsplätze zu ver-
wandeln. Dazu benötigen die Erfinder Zu-
gang zu Startkapital und entsprechender 
Finanzierung. Das satte und behäbige 
Deutschland muss ins Risiko gehen. 

Zum Neustart gehört auch ein ge-
ändertes Arbeitszeitgesetz mit wöchent-
licher Höchstarbeitszeit.
Die Mindestlohn-Dokumentationspflichten 
bei Mini-Jobs sind sofort abzuschaffen.
Es versteht sich von selbst, in Bezug auf 
den Solidaritätszuschlag rechtmäßige 
Zustände herzustellen. Das macht die so-
fortige Abschaffung alternativlos. 

Auch Substanzsteuern verbieten sich 
genauso wie Steuererhöhungen von 
selbst. Die Maastricht-Kriterien sind ein-
zuhalten. Eine Vergemeinschaftung der 
Staatsschulden ist Gift. 
Wer ernsthaft die Bürokratie reduzie-
ren möchte, muss der Vertragsfreiheit 
zwischen den am Wirtschaftsleben Be-
teiligten mehr Freiraum geben. Die Re-
gelung „one-in-one-out“ stellt überhaupt 
keine wirksame Bürokratiebremse dar.

Die zu reduzierende überbordende Büro-
kratie ist Ausdruck von Staatsgläubig-
keit, einhergehend mit Misstrauen und 
Entmündigung der Bürger. Bürokratie-
abbau muss also in den Köpfen der Poli-
tiker beginnen. Der Digitalisierungs-
aufbau ist der technische Assistent des 
Bürokratieabbaus. Mit dessen Hilfe muss 

Deutschland aus dem „digitalen Schlaf-
wagen“ raus und die längst fällige digita-
le Transformation der Bundesverwaltung 
umsetzen und gewährleisten.

Für den nächsten Bundestag ist die Be-
grenzung der Kanzlerschaft auf zwei 
Legislaturperioden eine Pflichtaufgabe!

Wirksamen Klimaschutz erreichen wir 
nicht durch Planwirtschaft, Dirigismus 
und Verbote, sondern mit echtem Wett-
bewerb über CO2-Preise und einen glo-
balen Emissionshandel über die Sekto-
ren. Wer gleichzeitig aus der Kernenergie 
und der Kohle aussteigt, muss sich über 
Höchststrompreise nicht wundern, son-
dern setzt Anreize zur Verlagerung von 
Produktionen ins Ausland. Die EEG-Um-
lage ist ersatzlos zu streichen.

Wer sich wie der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk durch Zwangsabgaben finan-
zieren kann, muss sich über schwindende 
Akzeptanz der Leistungen der öffent-
lich-rechtlichen Sender beim Zahlungs-
pflichtigen ebenfalls nicht wundern. Er 
hat große Schwierigkeiten, junge Men-
schen zu erreichen. Reform ist angesagt!

Egal, wie die Bundestagswahl ausgeht, die 
CDU muss laufen lernen! Sie erinnern sich? 
Mit diesem Schlachtruf eroberte Angela 
Merkel den CDU-Vorsitz. Die MIT ist auf den 
Neustart vorbereitet. Unser Vorsitzender, 
Dr. Carsten Linnemann MdB, muss dabei 
eine führende Rolle ausführen.

Dr. Albrecht Geier

Dr. Albrecht Geier, Beisitzer im Bundes- und 
Landesvorstand

Dr. Carsten Linnemann MdB in der Diskussion mit dem MIT-Bundesvorstand auf der Klausurtagung in 
Brandenburg
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Pressemitteilung 15/2021 

Keine Bespitzelung von Hausbesitzern und 
Handwerkern

Die Einführung des anonymen Hinweisgeberportals durch das 
grüne Finanzministerium in Baden-Württemberg schürt nach Auf-
fassung der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württem-
berg (MIT) das Misstrauen unter Nachbarn und stellt vor allem 
Hausbesitzer und Handwerker unter einen Generalverdacht. 

„Wir wollen nicht, dass künftig der missgünstige Nachbar einem 
Bauherrn hinterherspioniert, wenn ein Handwerker dessen 
Grundstück betritt und dann vorsorglich schon mal eine Ver-
dachtsmeldung an die Finanzbehörden absetzt“, so Bastian 
Atzger. Außerdem seien bei einem begründeten Verdacht auf 
Steuerhinterziehungen solche Meldungen schon bisher ohne 
großen Aufwand möglich. 

„In der baden-württembergischen Verwaltung ist das so ziemlich 
der letzte Prozess, der dringend einer digitalen Umsetzung be-
durfte. Digitalisierung ist vor allem für standardisierte Massen-
prozesse notwendig, liegt hier aber nicht vor“, erklärt Atzger. 

„Steuerhinterziehung ist ein Schlag ins Gesicht für alle, die ehr-
lich ihre Steuern zahlen. Wir haben in den letzten Jahren viel 
im Kampf gegen Steuerhinterziehung geleistet. Angefangen 
vom internationalen Informationsaustausch bis zu massiver 
Verschärfung der Strafen. Da gibt es keine Schonung. Die Priori-
täten des Finanzministers sollten eher darauf liegen, genügend 
Personal in den Finanzämtern zu haben, anstatt die Bürger 
zu Hilfssheriffs zu machen und dazu zu animieren, mal eben 
schnell mit einer anonymen Behauptung online den Nachbarn 
anzuschwärzen“, erklärt der baden-württembergische Finanz-
experte im Deutschen Bundestag, Olav Gutting.

Pressekontakt:
Jürgen Scheurer (Pressesprecher),
presse@mit-lvbw.de.
www.mit-bw.de

IM KLEINEN GROSS
75 JAHRE

youtube.com/user/GebrFaller   | facebook.com/faller.deinstagram.com/gebrfaller   | 

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT hilft

Am 28. August 2021 fuhr Landesgeschäfts-
führerin Ulla Müller-Eisenhardt im Auftrag 
des Landesvorstands nach Nordrhein-
Westfalen, wo in einigen Kreisen die ex-
tremen Regenfälle im Juli große Schäden 
angerichtet haben. Sie übergab der Kreis-
vorsitzenden der MIT Euskirchen, Maria 
Zibell, Werbeartikel des Wirtschafts-
forums, wie z. B. Schrauben, Dübel, Spach-
teln und Kehrbleche. Diese Werkzeuge 
waren ursprünglich für eine besondere 
Werbeaktion gedacht. Jedoch hat sich die 
MIT Baden-Württemberg sowie auch der 
Bezirksverband Südbaden mit seiner Be-
zirksvorsitzenden Ruth Baumann dazu 
entschlossen, die Flutopfer mit Werkzeug 
und Estrich zu unterstützen. 

Durch die Initiative des stv. Landesvor-
sitzenden Tobias Vogt MdL unterstützte 
auch die Eugen Mayer GmbH & Co. KG aus 
Kirchheim/Neckar die Flutopfer mit einer 
großzügigen Spende.

Bei einem Rundgang in Eicherscheid und Bad 
Münstereifel zeigte Maria Zibell das Ausmaß 
der Flutkatastrophe. Nicht nur viele Privat-
häuser wurden zerstört, sondern auch das Ge-
bäude der freiwilligen Feuerwehr Eicherscheid 

und viele mittelständische Familienbetriebe. 
Wir danken allen, die unsere spontane Aktion 
„MIT hilft“ unterstützt haben. 

wifo@mit-lvbw.de
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Die Katastrophen.  
Die Lehren.  
Die Chancen.

Als ich mit der Redaktion des Wirt-
schaftsforums vereinbart hatte, einen 
Artikel über die Lehren der Pandemie 
zu schreiben, ahnte niemand etwas 
von einer Jahrhundertflut oder jenem 
Drama, das sich unserer Tage in Afgha-
nistan abspielt - ein Desaster für den 
Westen und Deutschland. Es lässt uns 
an unseren Grundfesten zweifeln, an 
unseren Politikern und wirft vor allem 
eine grundsätzliche Frage auf: An was 
können wir überhaupt noch glauben 
und uns festhalten?

Die Botschaften der Katastrophen
Sicherlich daran, was uns jede dieser 
Katastrophen auf ihre Art und Weise 
deutlich machen möchte: Die Zeiten 
der Wohlfühlgesellschaft mit Pseudo-
problemen sind vorbei. Wir erleben 
eine Zeitenwende mit ganz neuen 
Herausforderungen. Wer glaubte, die 
Coronapandemie sei eine einmalige 
Katastrophe, und so schnell komme 
keine mehr, der erlebt nun schon in 
kurzer Zeit die dritte. 

Darüber hinaus scheinen sich Katastro-
phen nicht mehr fernab in Afrika, China 
oder im Nahen Osten abzuspielen. 
Nein, sie können uns unmittelbar tref-
fen. Sie können in unserem Land statt-
finden - und tun sie es nicht, dann sind 
wir mittlerweile so global miteinander 
vernetzt, dass wir diesen nicht mehr 
entgehen. Das ist die zweite unmittel-
bare Botschaft dieser Katastrophen.

Die Gemeinsamkeit der 
Katastrophen
Das Wort Katastrophe stammt aus dem 
Griechischen (katastrophé) und be-
deutet „Umwendung“. Katastrophen 
können absehbar oder nicht absehbar 
sein. Alle drei Katastrophen unserer 
Tage hatten sich angekündigt bzw. es 
verblieb ein mehr oder weniger kurzes 
Zeitfenster, um zu handeln. Alle drei 

Katastrophen trieben Handelnde der-
art in die Enge, dass man wohl freund-
lich und milde von „Überforderung“ 
sprechen darf. Alle drei Katastrophen 
haben Handelnde mehr oder weniger 
in eine Wendehalsposition gebracht. 
Letztlich bedeuten sie alle drei in der 
Konsequenz eine Wende für unser Zu-
sammenleben, unser Denken, unser 
Handeln, unser Sicherheitsgefühl. So 
wie es der ursprüngliche Name eben 
schon vorankündigt.

Die mangelnde Vorbereitung
Taiwan hatte schon im Dezember 2019 
vor dem Coronavirus gewarnt. Noch 
im Februar 2020 sah der Gesund-
heitsminister aber keinen Grund zur 
Beunruhigung. Ortskräfte, das Aus-
wärtige Amt und die Bundeswehr wie-
sen seit langer Zeit eindringlich auf 
die wirkliche Situation in Afghanistan 
hin, der Truppenabzug der Amerikaner 
kam nicht plötzlich, dennoch evakuier-
te Deutschland erst Deutsche und die 
Helfer der Deutschen, als es zu spät 
war. 

Der Deutsche Wetterdienst warnte 
bereits Tage vor der Flutkatastrophe, 
aber nichts passierte. Entscheidende 
Informationen kommen offensichtlich 
bei den Verantwortlichen nicht an. 

Wir haben ein Kommunikationspro
blem. Oder haben wir es hier mit Über-
forderung zu tun? Hat da mancher 
Schuhe an, die ihm zu groß sind? Fest-
zuhalten bleibt: Katastrophen können 
zumindest abgemildert werden, wenn 
man gut vorbereitet ist.

Eklatante Probleme, die keiner 
sehen wollte
Alle drei Katastrophen haben eklatante 
Probleme im System zu Tage gebracht, 
die vorher keiner sehen oder wirklich 
eingestehen wollte. Als plötzlich alle 

zu Hause und auf Abstand bleiben 
mussten, wurde deutlich, dass wir zwar 
über die Technik des 21. Jahrhunderts 
verfügen, uns aber verhalten, als ob es 
sie nicht gäbe. 

Treffen fanden weiterhin nur persön-
lich statt. Wir konnten zwar Mails 
schreiben, uns aber nicht digital tref-
fen. Dafür waren teilweise stunden-
lange Autofahrten notwendig oder 
sogar Flüge. Plötzlich musste es aber 
einen Weg geben, und die ewig ver-
schleppte Digitalisierung war wieder in 
aller Munde. Dazu braucht es Internet 
mit hohen Übertragungsraten. Plötz-
lich fiel wieder auf, dass die Industrie-
nation Deutschland in Sachen Breit-
bandausbau weltweit hinterherhinkt.  

Nicht nur die Digitalisierung erfuhr 
einen Turbo, auch ein anderes, un-
geliebtes Thema rückte plötzlich wie-
der ins Zentrum des Interesses: die 
Gesundheitspolitik. Ein Thema, wel-
ches als hochkomplex gilt, keiner mehr 
wirklich durchblickt und Bundestags-
abgeordnete in Diskussionen gerne 
auf „Fachpolitiker und weitere Spe-
zialisten“ verweisen. Keine Frage, das 
deutsche Gesundheitssystem hat die 
Pandemie besser bestanden als ande-
re. Aber bleibt man oben, wenn man 
beim Vergleich nach unten blickt? 
Wohl eher nicht. Viele Probleme taten 
sich im Gesundheitssystem auf. Da gab 
es zu wenige FFP-Masken, so dass am 
Anfang die wenigen, die da waren, an 

Dr. Madline Gund, MBA und Beisitzerin im  
Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
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Wäscheleinen in Kliniken getrocknet 
wurden. Ein Anblick, der an ein afri-
kanisches Land erinnerte, aber doch 
nicht an die führende Industrienation 
Europas! 

Dabei ist in Pandemieplänen genau 
definiert, dass jene Masken für Pande-
miefälle zu bevorraten sind. 

Plötzlich fiel auf, dass man zu wenig 
Pflegekräfte hatte, Ärzte permanent 
am Limit arbeiten, Medizin aufgrund 
des technischen Fortschritts und des 
demografischen Wandels immer teu-
rer wird, dies wiederum aber niemand 
so wirklich finanzieren will und Klini-
ken deshalb in der „Rentabilitätsfalle“ 
sitzen. 

Plötzlich fiel auf, dass Medizin komplex 
und Gesundheit ein hohes Gut ist und 
man ein Problem hat, wenn Fachkräfte 
fehlen oder ins Ausland abwandern, 
weil sie dort mehr verdienen und einen 
ruhigeren Arbeitsalltag haben. In der 
Krise fiel plötzlich auf, dass eine Gesell-
schaft von „systemrelevanten“ Berufen 
lebt. Es zwar eine unüberschaubare 
Zahl an Bachelor- und Masterstudien-
gängen gibt, die zu akademischen Wei-
hen führen, diese aber in einer Krise 
der Gesellschaft keinen Mehrwert 
bringen. 

Wichtig wurde am Ende wieder, was für 
den Menschen von Natur aus essentiell 
ist: essen, trinken, schlafen, in einem 
sicheren Heim wohnen, gesund sein 
oder werden. In diesem Zusammen-
hang wurde plötzlich auch deutlich, 
dass die Industrienation Deutschland 
wahnsinnig von anderen abhängig ist 
- Stichwort Lieferketten und Produk-
tion im Ausland - und es vielleicht doch 
besser wäre, gewisse Medikamente in 
Deutschland zu produzieren. 

In einer globalisierten Welt kämpft der 
Handelspartner möglicherweise gera-
de dieselbe Krise durch. Man ist gut be-
raten, wenn man sich auf dringend be-
nötigte Produkte schnell selbstständig 
Zugriff verschaffen kann. Darüber hin-
aus wünschte man sich bei manchem 
Medizinprodukt, was in der Pandemie 
produziert wurde, doch sehnlichst wie-

der das Label „Made in Germany“ zu-
rück. Ein frommer Wunsch. 

Der fragile Westen oder der Unter-
gang des Römischen Reichs?	
Die unterschiedlichen politischen und 
gesellschaftlichen Systeme, ihre Werte 
und Normen und die Konkurrenz zwi-
schen ihnen - auch das haben die Ka-
tastrophen (zumindest zwei von ihnen) 
immer wieder thematisiert. Sie haben 
gezeigt: Der freie Westen, der lange 
führte, scheint nicht mehr zu führen. 

Innerhalb von wenigen Tagen er-
oberten die Taliban Afghanistan zurück 
- nach 20 Jahren Einsatz des Westens. 

Mit seiner autoritären Führung konn-
te China die Pandemie ganz anders in 
Schach halten als westliche Länder. 

Die Errungenschaften der Französi-
schen Revolution, die jahrelang die 
politischen Säulen der erfolgreichsten 
Nationen der Welt (des Westens) bil-
deten, scheinen in einer derart globa-
lisierten Zeit mit globalen Problemen 
und Katastrophen, in der es schnelle 
Entscheidungen braucht, von anderen 
Systemen erfolgreich herausgefordert 
zu werden. Systeme, die gar keinen 
Anspruch erheben, alle Menschen als 
gleich und frei anzusehen. Jahrelang 
gab es für Nationen, die modern und 
erfolgreich sein wollten, nur einen 
Weg: den westlichen. 

Erfolgreich wird dieser Weg heute 
mit anderen Systemen neu gegangen. 
Gerade um unsere Werte, unser frei-

heitliches System zu bewahren und zu 
verteidigen, braucht es eine neue Kon-
zeption, um uns im 21. Jahrhundert zu 
behaupten. Humanismus, Aufklärung, 
menschenfreundliche und demo-
kratische Systeme - das überzeugt 
offensichtlich viele nicht mehr.

Bundestagswahl als Chance
Die Katastrophen haben gemein: Sie 
haben eklatante Probleme zu Tage ge-
bracht. Von vielen Seiten wurde bereits 
darauf verwiesen, doch man wollte 
nicht hören. Plötzlich standen sie im 
Raum und konnten nicht aufgeschoben 
werden. 

Es lehrt uns: auf diejenigen zu hören, 
die das jeweilige Problem wirklich be-
urteilen können und Politiker zu wäh-
len, die willens und befähigt sind, diese 
Meinungen aufzunehmen, zu durch-
denken und die richtigen Schlüsse zu 
ziehen. Das ist die einzige Chance, die 
bleibt, um unsere Probleme zu lösen. 
Eine zweite gibt es wohlmöglich im 
Kampf der Systeme nicht mehr. 

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG · Vaihinger Str. 31 · 71063 Sindelfingen
Tel.: 07031-814792 · info@claus-gebaeudereinigung.de · www.claus-gebaeudereinigung.de
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Deutschland und seine Grenzen ins 
europäische Ausland

Ich habe seit Jahren, auch schon vor Corona, die Erfahrung ge-
macht, dass Europa mehr und mehr zu einem nicht einigen Staat 
verkommt. Dies kannte ich in der Vergangenheit aus Staaten 
wie Ex-Jugoslawien (Balkan) sowie aus der Türkei usw..

In meinem Sprachgebrauch habe ich das Wort Europa so gut wie 
möglich gestrichen, obwohl ich 100 % überzeugter Europäer 
bin. Ich bezeichne die Länder Europas im Moment wie vor der 
Grenzöffnung 1995 als Ausland. Warum ist das so?

Durch meine 30-jährige geschäftliche Reisetätigkeit weltweit 
durfte ich die Gepflogenheiten der Welt kennen lernen. Auch bin 
ich seit mehr als 20 Jahren im technischen Ausschuss, was mein 
geschäftliches Thema „digitaler Fahrtenschreiber“ betrifft, in 
Brüssel tätig. Damit habe ich einen Einblick in die Abläufe in der 
europäischen Politik bekommen. Zusätzlich habe ich den Einblick 
in Deutschland in der Politik, u. a. durch meine ehrenamtliche 
Tätigkeit bei der MIT BW als Mitglied im Landesvorstand, wo ich 
auch in Berlin meine Erfahrungen gemacht habe.
Natürlich kann ich nur aus meiner praktischen Erfahrung 
berichten, welche man im Einzelnen natürlich hinterfragen 
kann und, wenn man einen tieferen Einblick hat als ich, 
natürlich auch falsche Schlüsse ziehen. Das aber müssen Sie 
entscheiden.
Jedoch möchte ich die Gelegenheit nutzen, Ihnen zu schil-
dern, wie ich das aus Sicht eines Unternehmers aus Leiden-
schaft sehe.

1. Durch die immer stärker werdenden unterschiedlichen 
Gesetzesauslegungen der einzelnen europäischen Län-
der driften wir immer weiter auseinander. 
Ab und zu wünschten wir uns klare Regelungen wie z. B. bei 
Drittländern, denn da weiß man im Vornherein, dass die Ge-
setze nicht so ernst genommen werden und es immer Spiel-
räume bei der Auslegung gibt. 

Ein Beispiel dazu: Nur in meinem Bereich der Kalibrierung 
von Fahrtenschreibern gibt es ca. 800 Seiten europäische 
Verordnungen, in denen eigentlich jeder einzelne Punkt 
geregelt wird. Dazu kommt, dass die nationalen Gesetz-
geber wie Italien, Frankreich, Belgien usw. ihre nationalen 
Anpassungen vornehmen und somit die europäischen Ge-
setze somit umgehen, man könnte sagen: anpassen. Was 
zur Folge hat, dass wir bei unseren Fahrtenschreibermess-
geräten für jedes Land eine eigene Funktion haben und 
zusätzlich für jedes europäische Ausland eine nationale 
Zulassung beantragen müssen. Diese Zulassungen kosten 
sehr viel Zeit und Geld. Da können Sie sich vorstellen, wie 
dies unser Europa lähmt und den wirtschaftlichen Fort-
schritt behindert. Das macht es für Mittelständler immer 

unattraktiver, da sie sich das in den meisten Fällen nicht 
leisten können.  Somit werden die Märkte wie vor 1995 
künstlich blockiert und quasi für Ausländer (Deutschland) 
nicht zugänglich gemacht. 

Lösungsvorschlag: Wo es möglich ist, müssen die EU-Ver-
ordnungen in allen Ländern bindend sein – und das ohne 
Wenn und Aber. Dann sind auch keine langwierigen natio-
nalen Prozesse notwendig, zusätzlich nationale Gesetze zu 
erlassen. Uns als Deutschen schadet dies mehr, als dass es 
nützt. Das ist die Hintertür, die die EU-Staaten nutzen, um so-
zusagen die EU-Vorgaben zu umgehen bzw. einzuschränken. 

Praktischer Fall: Wieder bei unserer digitalen Fahrten-
schreiber-Verordnung EU 799/2016 wurden die letzten An-
passungen im Jahr 2016 in der EU beschlossen und auch ein-
geführt. Jedoch gibt es bis heute keine deutsche Anpassung 
hierzu in der StZVO § 57b. Trotz schneller Einberufung eines 
Arbeitskreises. Somit waren die Gesetzesvorlagen seit 2 - 3 

Ralf Semmler, Beisitzer im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg
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Jahren (auch vor Corona) fertig, jedoch durch den Bundesrat 
nicht verabschiedet und somit nicht existent. Nun haben alle 
anderen europäischen Staaten diese EU-Verordnung bereits 
umgesetzt und in praktischer Anwendung, nur Deutschland 
hängt in der Luft und arbeitet nach den inoffiziellen nicht 
verabschiedeten Entwürfen der StVZO §57b.

Es ist doch klar, dass alle europäischen Staaten versuchen, 
das starke Deutschland zu behindern. Nur wenn es zu deren 
eigenen Vorteil ist, sind sie uns gut gesonnen und ziehen mit 
uns am gleichen Strang.

2. Die Unternehmer werden nirgendwo so sehr mit büro-
kratischen Hürden belastet wie in Deutschland. 
Das hat nichts mit Entbürokratisierung zu tun und mit Be-
amtenabbau. Wir als Deutsche brauchen unsere Bürokratie, 
um existieren zu können und dass wir wissen, woran wir sind 
und als Nation auch zusammen in eine Richtung gehen. Dies 
war in der Vergangenheit die Stärke unserer Nation, wofür 
uns viele anderen Länder beneiden. 

Wenn es jedoch für viele Personen möglich ist, die Büro-
kratie zu umgehen, entsteht ein Ungleichgewicht und eine 
Unzufriedenheit. Aus Unternehmersicht kommt sofort der 
Gedanke auf, wenn die Verhältnisse bei uns so sind, wie in 
anderen Ländern, dann kann ich auch gleich dorthin.

3. Das deutsche Unternehmertum verabschiedet sich 
gerade von den „deutschen Werten“.
In meinem Kreis Göppingen gibt kaum noch ein größeres 
deutsches Unternehmen, welches in deutschem Besitz ist – 
siehe Märklin, WMF, EMAG, ExCello (MAG), Schuler Pressen 
usw. Jetzt geht es weiter mit dem Aufkauf der mittleren Be-
triebe, und dann kommen die kleinen international agieren-
den dran. 

Früher war es unvorstellbar, dass ein deutscher Unternehmer 
seine Firma verkauft oder Anteile davon abgibt, welche er 
mit seinem Herzblut aufgebaut hat. Jedoch diese Generation 
gibt es nicht mehr. Die Nachfolger, wenn es überhaupt noch 
welche geben sollte, stellen sehr schnell fest, sobald sie die 
Verantwortung für den Betrieb haben, dass es keinen Spaß 
macht, ein Unternehmen in Deutschland zu führen. Dann 
steht einem Verkauf nichts mehr im Wege, und das voll-
zieht sich gerade im Moment. Hinzu kommt, dass die „alten“ 
Stammmitarbeiter, die den Betrieb durch dick und dünn be-
gleitet haben, bereits in Rente sind oder in den nächsten 5 
- 10 Jahren in Rente gehen werden. Somit fehlen die Know-
how-Träger, welche den neuen Besitzern helfen könnten, das 
Unternehmen zu führen. 

Lösung: Die Unternehmer müssen sofort motiviert werden, 
ein Unternehmer zu sein oder sein zu wollen. Wenn ein 
Unternehmer heute etwas erreicht hat und sich dadurch ein 
Statussymbol aus seinem schwer erarbeiteten Geld leistet, 
auch wenn es nur ein schönes Auto ist, dann muss er sich 
bei jeder Finanzprüfung dafür rechtfertigen. Wenn seine 

Firmengewinne es erlauben und er sich 10 schöne Autos 
kauft, warum soll er das nicht tun, wenn es ihm gefällt? 

Wenn ein Unternehmer seine Firma an seine Kinder über-
gibt, muss der Nachfolger sich 7 Jahre verpflichten, den 
Betrieb in ähnlicher Größe zu halten, ansonsten muss er er-
hebliche Steuern bezahlen. In der Regel weiß der Nachfolger 
wenig über die betrieblichen Abläufe. Somit kann er dies 
nicht beurteilen. Diese Umstände führen ebenso dazu, dass 
es teilweise leichter ist, den Betrieb nicht an den Nachfolger 
zu übergeben, sondern an Fremde zu verkaufen.

Der deutsche Unternehmer ist erfindungsreich und flexi-
bel. Er benötigt seine geistige Freiheit und Offenheit, um 
neue Ideen zu haben und vor allem den Wunsch, diese um-
zusetzen und um damit Geld zu machen. Die Politiker wun-
dern sich, weshalb die Deutschen Ideen haben, aber die Um-
setzung meist im Ausland erfolgt. Aus folgendem Grund: Es 
ist leichter, die Idee zu verkaufen (ohne Probleme), anstelle 
sie selbst im eigenen Land umzusetzen. Die deutschen Prob-
leme sind zu vielfältig.

Deutschland und seine Stellung innerhalb Europas 
Die Bürger verstehen die große Richtung von Europa nicht 
mehr und wissen überhaupt nicht, was Europa vorhat bzw. 
in welche Richtung sich Europa bewegt. Bei den meisten EU-
Ländern hat man den Verdacht, dass sie nur Mitglied blei-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

LIEFERUMFANG 

✓ Automatischer Dispenser  
✓ Inkl. Design - Standfuß 
✓ Inkl. 4 x 1,5 V C Batterien 
✓ Inkl. Abtropfschale 

GL GmbH Nürtinger Str. 23-25 D-72636 Frickenhausen 
Phone: +49 (0)7022 / 94322-44 |  info@gl-gmbh.de 

 

TECHNISCHE DATEN 

• Höhe: 1,32 m 
• Breite: 0,38 m 
• Tiefe: 0,42 m 
• Gewicht: 16 kg 
• Füllmenge: ca. 1000 ml 

DESINFEKTIONS TOWER 

Art.Nr.: 500.100.000 

249 € zzgl. MwSt. w
w

w
.g

l-g
m

bh
.d

e 

DESINFEKTIONS TOWER 

• Berührungslose Handhabung 
• Optimale Dosierung dank Sprühnebel 
• Maximale Hygiene  
• Einfaches Befüllen mit jedem verfügbaren 

Desinfektionsmittel 



46

MIT Land

ben, weil sie bonitäre Vorteile aus Europa ziehen und damit 
ihre eigenen Defizite verschleiern können. 

Am besten für Europa sollte sein: weniger ist mehr. Jedes 
Land sollte seine Kultur und Lebenseinstellung beibehalten 
dürfen, denn genau das macht Europa ja auch aus. Was wir 
versuchen zu tun, ist, dass wir alle gleichschalten wollen. 
Die Vergangenheit hat uns gezeigt, das funktioniert nicht 
in der Praxis. Auf dem Papier schon, aber es wird nicht von 
den Einwohnern gelebt, und somit ist es nicht existent. Mir 
ist schon klar, dass man nicht alles abgrenzen kann und es 
fließende Übergänge gibt. Aber was Europa versucht, wird 
so nicht gelingen und uns mehr spalten als zusammenzu-
rücken. Auch grassiert in Europa die Umverteilung von den 
reichen Ländern zu den armen Ländern hin. Dies geht nur zu 
einem gewissen Punkt und wird von den reichen Ländern aus 
Solidarität toleriert. Jedoch der Punkt ist erreicht, wenn wir 
nicht wissen, für was wir das tun, dann sind wir auch nicht 
bereit, dafür zu bezahlen.

Ich kann nur sagen, dass sich viele Unternehmer bereits 
davon verabschiedet haben, etwas mitverändern zu wollen 
und nehmen es einfach so hin, wie es ist bzw. wird, obwohl 
das voll gegen unsere Natur als Unternehmer ist. Dies ist 
zwar traurig, aber wahr. 

Und wenn es die Politik der anderen Länder nicht schafft, 
Deutschland in die Knie zu zwingen, dann gibt es heutzutage 
die Presse, die Öffentlichkeit, die das schafft. 

Deutschland muss endlich klar Position einnehmen, und 
diese ganz klar formulieren und veröffentlichen. Dazu soll-
ten nicht immer wirtschaftliche Interessen im Vordergrund 
stehen oder durch die Industrie gesteuert werden, sondern 
zum Allgemeinwohl der Bevölkerung gehandelt werden, 
auch wenn sie nicht immer versteht, um was es geht. Es 
kann aber auch nicht sein wie in den USA, dass man die Be-
völkerung mit Absicht nicht oder schlecht informiert, um zu 
verhindern, dass kein Gegenwind kommt. 

Die Bevölkerung muss in die Entscheidungsprozesse ein-
gebunden werden - und das mehr als je zuvor. Nur so steht 
das Volk zum großen Teil hinter diesen Entscheidungen. Und 
die deutschen Tugenden machen wieder Sinn und werden 
uns gemeinsam nach vorne bringen.
Danke, dass Sie sich die Zeit genommen haben, dies zu lesen.
 
Viele Grüße 
Ihr Ralf Semmler  

ralfsemmler@tachocontrol.de

www.dienerrapp.de

Eloxalbetrieb GmbH & Co. KG
Junkerstraße 39 
78056 VS-Schwenningen

Telefon  0 77 20 / 95 64 02 
Telefax  0 77 20 / 95 64 03

info@dienerrapp.de

WIR VEREDELN

Wir heben Ihr 

Produkt hervor!

Eloxal-, Harteloxal und  
Chromatschichten  
auf Aluminium.

Oberflächenveredelung 
von Aluminiumteilen 
durch Eloxierung und 
Chromatierung.
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Handgemachte Vielfalt, das ist die 
Philosophie von Bäckermeister Bert-
ram Broß, er setzt mit seinen Produk-
ten auf regionale Qualität. Täglich 
frisch stehen 25 Brotsorten aus 15 
verschiedenen Teigen und 15 Sorten 
Brötchen im Angebot. Reichlich Aus-
wahl umfasst das Sortiment an Dauer-
backwaren sowie selbst hergestellte 
Teigwaren und Pralinen – über das 
„süße Stückle“, Kuchen, Torten, täg-
lich frisch zubereitet, bis hin zur 
Festtagstorte nach Ihren Wünschen 
gefertigt.

Leidenschaftlich, heimisch, gut – so 
lautet das Motto der 1955 in Ober-
schwandorf gegründeten Qualitäts-
bäckerei. Der Traditionsbetrieb wird in 
der zweiten Generation von Bertram 
Broß geführt. Erklärtes Ziel ist es, hoch-
wertige Back- und Konditoreiwaren 
nach traditioneller, handwerklicher 
Backkunst herzustellen.

Bertram Broß, 

info@backwelt-boss.de, 

www.backwelt-bross.de

Bertram Broß 
Bäckermeister und Unternehmer
MIT Calw/Freudenstadt

„… mir der Erfahrungsaustausch mit ande-
ren mittelständischen Unternehmen wich-
tig ist.“

Diana Stöcker (51) ist seit sechs Jah-
ren Bürgermeisterin der Großen Kreis-
stadt Rheinfelden, zuständig für So-
ziales, Kultur, Öffentliche Ordnung 
und Bürgerdienste. Sie ist CDU-Direkt-
kandidatin für die Bundestagwahl im 
Wahlkreis Lörrach-Müllheim. Nach 
ihrem Studium der Politikwissenschaft 
und Germanistik war sie vier Jahre bei 
der EnBW Badenwerk AG als Presse-
sprecherin tätig. Von 1999 bis 2015 
war sie Geschäftsführerin des Innocel 
Innovations-Center der Stadt Lörrach 
und begleitete Unternehmen in die 
Selbstständigkeit.
Seit 2014 ist sie im Kreisrat des Land-
kreises Lörrach und dort sozial-
politische Sprecherin der CDU, ebenso 
(Vize-)Präsidentin des Districtsrates 
des Trinationalen Eurodistricts Basel. 
Zudem ist sie im Aufsichtsrat der 
Caritas Hochrhein, der Wohnbau 
Rheinfelden und der Bürgerenergie 
Dreiländereck.

Diana Stöcker, 

kontakt@diana-stoecker.de,

www.diana-stoecker.de

Vor Beginn seiner Selbstständigkeit 
vor acht Jahren war Werner Oergel 
zehn Jahre Personalleiter in mittel-
ständischen Unternehmen und glo-
balen Konzernen mit bis zu 1.300 
Mitarbeitenden tätig. Heute bietet 
er für KMU und über BWHM für das 
Handwerk Beratung zu Prozessen des 
Personalmanagements an. Er plant 
Projekt- und Strategiekonzepte und 
begleitet seine Kunden bei der Um-
setzung. Die Personalsuche bzw. 
Personalgewinnung, das Finden der 
Traumkandidatin/des Traumkandidaten 
ist ein zentraler Bestandteil seiner 
Selbstständigkeit. 
Ehrenamtliches Engagement war 
Oergel schon immer wichtig. Heute 
unterstützt er über ein Volontariat 
den  Kinderbetreuungsbereich der 
Caritas  in der Wilhelm-Hauff-Grund-
schule in Stuttgart und die  Landes-
fachkommission Bildung, Hochschule, 
Arbeitsmarkt des Wirtschaftsrates.

Werner Oergel, 

personalmanagement@werner-oergel.de,

www.werner-oergel.de

Werner Oergel 
Unternehmer
MIT Rems-Murr

Diana Stöcker 
Bürgermeisterin
MIT Lörrach

„…nur durch persönliches Engagement 
die Chance besteht, dass Politik ein-
fachere und bürokratieärmere Rahmen-
bedingungen schafft.“

„…der Mittelstand eine starke politische Stim-
me braucht, denn er bringt unser Land mit 
Innovationskraft voran und macht unsere 
internationale Wettbewerbsfähigkeit aus.“
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Tobias Vogt MdL

E-Mobilität: Stromversorgung aufbauen  
statt Verbrenner verbieten

Dass die Automobilindustrie und ihre 
Zulieferer in Baden-Württemberg aus-
nahmslos auf dem Weg in die E-Mobili-
tät sind, davon konnte man sich auf der 
IAA Mobility vor Kurzem ein eindrucks-
volles Bild machen. Dabei jedoch ist 
dieser Weg für die baden-württember-
gischen Unternehmen komplex – und 
unterschiedlich. 

In unserem Bundesland, in dem die Ge-
burtsstätte des Autos liegt und wo die 
besten Autos der Welt gebaut werden, ist 
die Transformation in die E-Mobilität am 
schwierigsten. Während anderswo mit 
billigem Baugrund um die Ansiedlung 
neuer batteriebetriebener Automobil-
produktionen geworben wird, müssen 
bei uns bestehende Produktionen „um-
gebaut“ und zigtausende qualifizierter 
Arbeitskräfte „umgeschichtet“ werden. 
Einigkeit bei den großen Zulieferern des 
Landes wie Mahle, Bosch, Elring-Klinger 
und Mann+Hummel besteht darin, dass 
sie die Übergangszeit nutzen und nut-
zen müssen, um mit den bisher erfolg-
reichen Spitzenprodukten das Geld zu 
verdienen, das sie zur Entwicklung der 
Komponenten der „Neuen Mobilität“ 
benötigen. Und dies sind Hunderte Mil-
lionen Euro. 
Für die CDU im Land heißt dies dreier-

lei: Zum Ersten benötigt unsere Auto-
mobilwirtschaft politische Vorgaben, die 
nicht ständig verändert, verschärft und 
vorgezogen werden. Je mehr es immer 
wieder neue Vorgaben gibt, desto teu-
rer, desto langwieriger wird für unsere 
Unternehmen der Umstieg. Wer es nicht 
oder zu spät schafft, der verliert den 
Markt, gefährdet sich und seine Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter.

Zweitens ist ein gesetzliches Verbot des 
Verbrennungsmotors unsinnig und un-
nötig gleichermaßen. Unsinnig, weil der 

Tobias Vogt auf der IAA Mobility in München im Meinungsaustausch mit dem Geschäftsführer der 
Porsche Deutschland GmbH, Alexander Pollich. 
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Glaubenskrieg „Verbrenner - ja oder nein“ 
von der eigentlichen Frage „emissions-
freies Fahren - ja oder nein“ ablenkt. 
Und unnötig, weil die Nachfrage sowie 
Angebot aktuell erwarten lassen, dass 
der Umstieg ohnehin schneller gelingen 
wird. Der Markt wird es regeln! Eine 
klare Botschaft der CDU im Land, auch 
in Richtung der Kolleginnen und Kolle-
gen in Berlin und Brüssel. Und drittens: 
Die Politik darf sich nicht auf „die eine 
Technologie“ fixieren und damit andere 
technologische Optionen blockieren. 

Ohne links-ideologische Scheuklappe muss 
nun endlich auch zur Kenntnis genommen 
werden, wie wichtig E-Fuels für die Mobili-
tätswende sind, also synthetische Kraft-
stoffe, die mittels Strom aus Wasser und 
CO2 hergestellt werden. Diese Kraftstoffe 
benötigen wir, damit schon vorhandene 
Autos sauber gefahren werden können 
und außerdem auch weit in die Zukunft für 
Schiffsmotoren und in der Luftfahrt. 

Während sich die Automobilwirtschaft 
auf den Weg in die E-Zukunft gemacht 
hat, sollte sich die Politik nun (nicht mehr 
mit dem Verbrennerverbot und Fristvor-
gaben für den Umstieg) beschäftigen. 
Die beiden politischen Hauptaufgaben 
heißen Ladeinfrastruktur und Ausbau der 
regenerativen Energien. 
Je mehr die E-Mobilität (und damit ist 
mehr gemeint als das E-Auto) an Be-
deutung gewinnt, desto mehr stellt 
sich die Frage, woher wir den Strom 
hierfür bekommen. Nach dem Ausstieg 
aus Kernkraft und Kohle tut sich in 
Deutschland ein immer größeres Loch 
zwischen Strombedarf und Eigenstrom-
produktion auf. Wenn wir aber nicht auf 
Dauer Atomstrom aus Polen oder Frank-
reich für unsere vermeintlich saubere 
E-Mobilität einsetzen wollen, muss 
mit Hochdruck die Produktion von re-
generativer Energie hochgefahren 
werden. Allerdings wird dieses Vor-
haben ausgerechnet durch so genannte 
„Umweltverbände“ blockiert, die mit 
größter Leidenschaft Klagen gegen 
Windenergieprojekte einreichen. 

Der derzeit noch größte Bremsklotz 
beim Umstieg auf E-Fahrzeuge liegt 
im Ausbau der Ladeinfrastruktur. Pro 
Woche werden deutschlandweit gegen-

wärtig etwa 200 Ladestellen neu ge-
baut – um den künftig absehbaren Be-
darf zu decken, müssten es aber 2.000 
sein. Wer in Baden-Württemberg Strom 
tanken will, hat es noch vergleichs-
weise komfortabel: Rund 20 % aller 
deutschen Ladesäulen stehen in Baden-
Württemberg. Ist eine Reise quer durch 

Deutschland aktuell noch eine Heraus-
forderung – eine Autofahrt nach Süd- 
oder Osteuropa mit dem E-Auto ist der-
zeit faktisch noch unmöglich. 

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0

info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com

Tobias Vogt MdL (links) und Dr. Stefan Wolf (rechts), CEO von Elring-Klinger und zugleich Präsident von 
Gesamtmetall (Gesamtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektro-Industrie e.V.)

Landespolitik
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Normenkontrollrat Baden-Württemberg legt Jahresbericht 2020 vor

In jeder Krise liegt eine 
Chance: jetzt digitalisieren

2020 hat sich der Normenkontroll-
rat Baden-Württemberg mit der Op-
timierung von Brandschutzverfahren 
befasst und 22 konkrete Maßnahmen 
vorgeschlagen. Die wichtigsten Vor-
schläge betreffen die Optimierung 
der Baurechtsverfahren, z. B. wie Bau-
rechtsbehörden von kleineren Kom-
munen in die Lage versetzt werden 
können, um den komplexen Brand-
schutzanforderungen gerecht zu 
werden und die Bauverfahren be-
schleunigen können.

Zudem hat der Normenkontrollrat das 
Bäckerhandwerk unter die Lupe ge-
nommen. Es wurde repräsentativ er-
hoben, dass die inhabergeführten 
Bäckerbetriebe allein 12,5 Stunden in 
der Woche nur für Bürokratie aufbringen 
müssen. Am meisten belastet sie die Flut 
an Dokumentationspflichten. Dazu zäh-
len Pflichten zur täglichen Dokumenta-
tion, obwohl dies gesetzlich nicht vor-
geschrieben und aufgrund technischer 
Innovation unnötig ist.

Des Weiteren hat der Rat Vorschläge 
für ein Konjunkturprogramm zur Be-
kämpfung der Corona-Rezession mit 
Sofortmaßnahmen erarbeitet und ein 
Konzept zur Vereinfachung der Inter-
aktion zwischen Pflegeheimen, Ein-
richtungen der Eingliederungshilfe und 
den Hausärzten vorgelegt. 

Die Jahresbilanz der Entwicklung der 
Bürokratiekosten durch neue Länder-
regelungen wurde im Wesentlichen 
durch das Klimaschutzgesetz und die 
E-Rechnung geprägt. Auf Landesebene 
hat sich nach drei Jahren Anwendung 
des Standard-Kosten-Modells ge-
zeigt, dass es einer methodischen 
Nachjustierung bei der Folgenkosten-
berechnung bedarf.

Als Fazit zeigt sich, dass vor allem die 
Digitalisierung und Modernisierung 
der Verwaltung auf Landesebene für 
den Bürokratieabbau entscheidend 
sind und dringend vorangetrieben wer-
den müssen. Der Normenkontrollrat 

begrüßt es deshalb sehr, dass sich die 
Landesregierung Baden-Württemberg 
vorgenommen hat, bis zu 500 Mio. Euro 
Bürokratiekosten abbauen zu wollen.

Der Jahresbericht kann unter 
www.normenkontrollrat-bw.de 
abgerufen werden.

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, 

gisela.meister-scheufelen@nkr.bwl.de, 

www.normenkontrollrat-bw.de

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, Vorsitzende des 
Normenkontrollrats Baden-Württemberg

Landespolitik
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Klare Regeln und Verträge  
für die Gesellschafterfamilie

Man muss kein Fußballfreund sein, um neben der Krise von 
Schalke 04 mit Interesse den Streit innerhalb der Gesellschafter-
familie eines großen Fleischfabrikanten in Westfalen wahr-
genommen zu haben. Auch wenn die Details des Streits nicht 
bekannt sind, so lässt sich doch feststellen, dass die Familie 
offensichtlich keine ausreichend klaren Regelungen zur inneren 
Verfassung der Gesellschaft und Unternehmensnachfolge ge-
troffen hat.

Erbschaftssteuerliche Aspekte
Bei der Gestaltung von Gesellschaften liegt das Hauptaugen-
merk der Unternehmer häufig auf (erbschafts-)steuerlichen 
Aspekten. 

Für den Fall der Unternehmensnachfolge will man häufig die 
Vorteile einer vorweggenommenen Erbfolge nutzen, so dass die 
im Erbschaftssteuerrecht angelegte Privilegierung von Betriebs-
vermögen die Gründung einer Familienvermögensgesellschaft 
sinnvoll erscheinen lässt. Auch die Einbringung von Vermögens-
werten des Privatvermögens in gewerbliche Familiengesell-
schaften führt zu steuerlichen Erleichterungen. 

RA Berthold Straetmanns, Maître en droit (Toulouse), Fachanwalt für Han-
dels- und Gesellschaftsrecht sowie für Insolvenzrecht

Wirtschaft

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Zudem können durch die Strukturierung von Familienvermögen 
in einer gewerblichen Gesellschaft die Probleme gelöst werden, 
die ansonsten bei der Übertragung von Vermögen zu Lebzeiten 
bestehen, wenn dieses Vermögen (auch) mit Verbindlichkeiten 
belastet ist. 

Beteiligungsaspekte
Organisiert sich die Familie in einer Familiengesellschaft, so 
können viele strukturelle Wünsche im Gesellschaftsvertrag ver-
ankert werden.
 
So können etwa die Kapitalanteile, mit denen die einzelnen 
Familienmitglieder beteiligt sind, die Stimmrechte und Gewinn-

anteile unterschiedlich (disquotal) geregelt werden. Auch die 
Entwicklung der Familie kann abgebildet werden: So können 
etwa, sobald sich die Kinder altersmäßig weiterentwickelt 
haben, die Stimmrechte oder, wenn die übergebende Gene-
ration weniger Ertrag zum Leben benötigt, die Gewinnanteile 
flexibel und (bei Personengesellschaften) sogar handschriftlich 
ohne Notar geändert werden.

Typen der Familiengesellschaft
Den Grundtypus der Familienvermögensgesellschaft bildete 
lange Zeit die (nicht gewerbliche) Gesellschaft bürgerlichen 
Rechtes. Problematisch ist jedoch die persönliche Haftung der 
Gesellschafter mit ihrem Privatvermögen. 
Will man diese Haftung verhindern, kommt die Kommandit-
gesellschaft (KG) in Betracht. Insoweit kann z. B. vorgesehen 
werden, dass die Eltern als persönlich haftende Gesellschafter 
(Komplementäre) weiterhin umfassende Geschäftsführungs- 
und Vertretungsbefugnis haben, während den Kindern eine rein 
vermögensmäßige Beteiligung als Kommanditisten zugewiesen 
wird. Will man die persönliche Haftung ganz vermeiden, kommt 
genauso eine GmbH & Co. KG als vermögensverwaltende Ein-
heit in Frage. 

Will man darüber hinaus den Verschonungsabschlag bei Betriebs-
vermögen und weitere erbschaftssteuerliche Vergünstigungen 
erlangen, ist es erforderlich, die Familienvermögensgesellschaft 
als gewerbliche Gesellschaft auszugestalten, z. B. in Form der 
gewerblich geprägten GmbH & Co. KG. Mit der gewerblich ge-
prägten Familienvermögensgesellschaft sind jedoch auch Nach-
teile verbunden (z. B. Gewerbesteuerpflicht, Bilanzierungs- und 
Publizitätspflicht).

Gleichermaßen kommt als Rechtsform für die (gewerbliche) 
Familienvermögensgesellschaft die GmbH in Betracht. Auf-
grund der gesellschaftsvertraglichen Gestaltungsfreiheit des 
GmbH-Rechts können bei der GmbH Sonderrechte und Rest-
riktionen wie bei der Personengesellschaft vorgesehen werden. 

Sowohl eine steuerliche als auch eine kompetente Rechts-
beratung ist bei der Gestaltung jedoch unerlässlich.

Berthold Straetmanns,

berthold.straetmanns@sonntag-partner.de,

www.sonntag-partner.de
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Direct Drive-Baureihe  
mit Direktantrieb (Torquemotor)    

Gear Drive-Baureihe   
mit patentiertem Kugelumlaufgetriebe

- in 6 Baugrößen lieferbar (Spindel-ø 80 - 320mm) 
- auch als 4. + 5. Achse sowie mehrspindlig
- Antrieb ist verschleißfrei und ohne Umkehrspiel
- höchste Dynamik (bis 0,1 sec. für 90°)
- Drehzahlen bis 4000 min

- in 5 Baugrößen lieferbar (Spindel-ø 80 - 320mm) 
- auch als 4. + 5. Achse sowie mehrspindlig
- optimale Verdrehsteifigkeit auch ohne Klemmung
- keine Nebenzeiten für Klemmung “Auf / Zu”
- höchste Lage- und Positioniergenauigkeit

-1

- kompakte, stabile Bauweise mit sehr großer Spindelbohrung (bis ø 200mm)
- Rund- und Planlaufgenauigkeiten bis < 0,001mm lieferbar
- kundenspezifische Sonderlösungen, ergänzendes Zubehör, Erodierteilapparate, uvm.

Direct Drive-Baureihe  
Einbau-Rundachsen der TMi-FL-Baureihe    
- Technologie ist identisch wie bei TMI-Aufbauachsen
- flanschartige Build-In-Module mit Zentrierbund
- in 4 Baugrößen lieferbar (Spindel-ø 125 - 320mm)
- äußerst steife Verbindung zur Maschine
- äußerst kompakte und kurze Bauweise
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Internationale  
Wertschöpfungsketten – 
resilienter als gedacht

Sind internationale Wertschöpfungs-
ketten resilienter als gedacht? Hierzu-
lande besteht offenbar kein politischer 
Handlungsbedarf.
Die Coronapandemie scheint in der 
deutschen Wirtschaft keinen Trend zur 
Deglobalisierung ausgelöst zu haben. 
Von Unternehmensseite her zeigt sich 
zumindest wenig Notwendigkeit an 
einer umfassenden Strategie, globale 
Produktionsprozesse verstärkt in die 
deutsche oder europäische Heimat zu 
verlagern.
Im Verlaufe der uns nun bereits seit ein-
einhalb Jahren beschäftigenden Corona-
pandemie kam es vereinzelt zu Liefer-
problemen für bestimmte Produkte. 
Waren es in der Frühphase Toiletten-
papier und medizinische Masken, geht es 
derzeit um Holz, Kunststoffgranulat und 
Elektrochips. Sind dies nun Folgen einer 
(hoffentlich) Ausnahmesituation, welche 
sich mit der Normalisierung der Lage von 
selbst erledigen wird? Oder bergen die 
auf globaler Arbeitsteilung basierenden 
Produktionsprozesse unserer Wirtschaft 
so große Risiken, dass eine grundlegende 
Umgestaltung notwendig ist?

Unternehmensbefragung 
zeigt kaum Anpassungen der 
Wertschöpfungsketten
Die Konrad-Adenauer-Stiftung und das 
ifo Institut wollen dieser Frage im Rah-
men einer umfangreichen Studie nach-
gehen. Diese ist Mitte August 2021  
erschienen. In diesem Zusammenhang 
hat das ifo Institut im Rahmen der Kon-
junkturumfrage vom Frühjahr 2021 
Unternehmen zusätzlich nach ihren 
Plänen zur Änderung der Beschaffungs-
strategie befragt. Die Ergebnisse der 
exklusiven Unternehmensbefragung 
geben einen deutlichen Hinweis darauf, 
dass höchstens punktuelle Anpassungen 
in den Wirtschaftsverflechtungen der 
Unternehmen für nötig erachtet wer-
den. Nur eine Minderheit der befragten 

Unternehmen plant überhaupt, ihre 
Beschaffungsstrategie anzupassen. Im 
verarbeitenden Gewerbe sind dies 41 %, 
im Großhandel 35 %, im Einzelhandel 
27 % und in den wenig beschaffungs-
intensiven Dienstleistungen nur 10 %.

Nur zaghafte strategische Änderungen 
in der Beschaffung
Und auch Unternehmen, die Änderun-
gen planen, stellen die grundsätzliche 
Strategie, Vorprodukte weltweit zu be-
ziehen, kaum in Frage. In allen vier be-
fragten Wirtschaftssektoren sind die 
meist genannten Anpassungsreaktionen 
höhere Lagerhaltung, eine bessere Über-
wachung der Zulieferketten und eine 
Diversifikation der Beschaffung – die 
Suche nach zusätzlichen Lieferanten (vgl. 
Grafik).

Minderheit der deutschen Unter-
nehmen plant Insourcing
Wie in der Grafik zu sehen ist, plant nur 
eine Minderheit der befragten Unter-
nehmen, verstärkt in Deutschland oder 
in der EU einzukaufen. In den Sektoren 
Handel bzw. Dienstleistungen ist diese 
Reaktion noch geringer ausgeprägt. 
Sehr wenige Firmen (7 %) planen, zu-
sätzliche Verarbeitungsschritte selbst 
durchzuführen.

Unternehmen müssen sich den 
Herausforderungen der Marktwirt-
schaft stellen
Beachtenswert ist auch die Auf-
schlüsselung nach Branchen, die nur 
für das verarbeitende Gewerbe be-
trachtet wurde, das am stärksten von 
Lieferengpässen betroffen ist. An-
passungen der Strategie werden vor 
allem in Branchen geplant, die aktuell 
von Verschiebungen der weltweiten 
Angebots- und Nachfragestruktur be-
troffen sind. An der Spitze des Ran-
kings stehen die Branchen Elektrische 
Ausrüstung (57 %), Gummi und Kunst-
stoffwaren (55 %) und Möbel (53 %). 
Dies sind offenbar Reaktionen auf 
punktuelle Veränderungen und die Er-
gebnisse weisen eindeutig nicht auf 
einen in allen Branchen gleichermaßen 
zu beobachtenden Prozess einer De-

Dr. Jan Cernicky, Wirtschaft und Handel bei der 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

International
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globalisierung hin. Denn in anderen 
Branchen wird deutlich seltener eine 
Änderung der Beschaffungsstrategie 
geplant. So etwa in der Nahrungs- und 
Futtermittelindustrie (26 %), Metall-
erzeugung und -bearbeitung (27 %) 
oder selbst in der wichtigen Bran-
che Kraftwagen und Kraftwagenteile 
(35 %).

Der aktuelle Mangel an Elektrochips, 
Kunststoffgranulat und Holz scheint 
zu großen Teilen an kurzfristigen 
Schwankungen der Nachfrage in der 
Folge der Coronapandemie zu liegen. 
Jedoch mögen sich diese Schwankun-
gen auch mit längerfristigen struk-
turellen Veränderungen überlagern. 
Dies scheint etwa im Bereich der viel-
zitierten Elektrochips vor dem Hinter-
grund der immens steigenden Nach-
frage nahe zu liegen. Unabhängig 
vom Grund der Knappheiten sollte 
aber weiterhin gelten, dass es für 
Unternehmen Teil der üblichen unter-
nehmerischen Herausforderungen in 
einer Marktwirtschaft ist, sich an neue 
Lagen anzupassen.

Kein politischer Handlungsbedarf bei 
den Wertschöpfungsketten
Die Ergebnisse der Befragung zeigen 
somit eindeutig, dass die Coronapan-
demie in der deutschen Wirtschaft 
keinen Trend zu einer Deglobalisie-
rung ausgelöst hat. Offenbar gibt 
es von Unternehmensseite her auch 
wenig Bedarf an einer umfassenden 
Strategie, Produktion verstärkt in die 
deutsche oder europäische Heimat zu 
verlagern. Höchstens punktuell mag 

es Bereiche geben, in denen proble-
matische Abhängigkeiten bestehen. 
Diese sollte man sich genau ansehen 
und Fall für Fall prüfen, wie sie ab-

gemildert werden können. Optionen 
zeigt die im August erschienene Stu-
die auf. Klar scheint aber schon jetzt: 
akuter politischer Handlungsbedarf in 
Bezug auf die Wertschöpfungsketten 
besteht nicht.

Dr. Jan Cernicky,

jan.cernicky@kas.de,

www.kas.de

Die vollständige Studie „Inter-
nationale Wertschöpfungsketten –
Reformbedarf und Möglichkeiten“ 
des ifo Insti tuts finden Sie auf der 
Webseite der Konrad-Adenauer-
Stiftung e.V. unter www.kas.de.

Quelle: ifo-Konjunkturumfrage, Mai 2021 (eigene Darstellung).

Geplante Änderungen der Beschaffungsstrategie (in %)
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Dr. Andreas Schwab MdEP

Mehr Ressourcen-
effizienz durch 
Innovation hilft den 
Pariser Klimazielen

Die EU-Kommission hat vorgeschlagen, dass bis 2050 alle EU-
Mitgliedstaaten „klimaneutral“ werden sollen, in Deutschland 
soll das sogar schon bis 2045 geschafft werden. Die Pariser 
Klimaziele bei gleichzeitigem Wirtschaftswachstum und dem 
damit verbundenen Ressourcenverbrauch zu erreichen, ver-
langt eine „intelligentere“ Nutzung von Rohstoffen. Damit 
würde auch der Wirtschaftsstandort Deutschland gestärkt. So 
enthält der „Aktionsplan Kreislaufwirtschaft“ der Europäischen 
Kommission Vorschläge, wie ressourceneffizientes Wirtschaf-
ten zum Wachstumstreiber in Europa werden kann. 

Die OECD schätzt, dass sich bis 2060 der weltweite Bedarf an 
Ressourcen wie Metallen, Biomasse oder Mineralien ver-
doppelt. Heutzutage sind 50 % der Treibhausgasemissionen in 
Europa auf die Gewinnung und die Verarbeitung von Ressour-
cen zurückzuführen. Der „Aktionsplan Kreislaufwirtschaft“ 
will die Umstellung von bloßen „Wertschöpfungsketten“ auf 
„Wertschöpfungskreisläufe“ beschleunigen und damit aus der 
Kreislaufwirtschaft einen Wachstumsfaktor machen. Wenn 
auf Bürokratie verzichtet wird, dann kann das klappen!

Europas Wirtschaft ist hochgradig abhängig von Rohstoff-
importen, die insbesondere im Zuge der Transformation des 
Automobilsektors hin zur E-Mobilität wichtig sind. So wird 
geschätzt, dass sich innerhalb der nächsten zehn Jahre der 
Lithiumbedarf in Europa verzwanzigfachen wird. Gleichzeitig 
importiert die EU heute 78 % seines Lithiumbedarfes aus Chile 
und 98 % seines Bedarfs an seltenen Erden aus China. Aber 
nicht nur neue Rohstoffe, sondern auch die Abfallbeseitigung 
ist eine Herausforderung beim Erreichen der Klimaneutralität. 

Wenn wir die Ressourceneffizienz durch Innovation er-
höhen, können wir den Verbrauch reduzieren und damit die 
Pariser Klimaziele erreichen!
Die Erreichung der Klimaziele, trotz Rohstoffknappheit für 
Schlüsselsektoren und steigendem Abfallaufkommen, soll durch 
die Neuregelung von sieben zentralen Wertschöpfungsketten 
gelingen. Dazu zählen die Bereiche Elektronik und Informations-
technologien, Batterien und Fahrzeuge, Verpackungen, Kunst-
stoffe, Textilien, Bauwirtschaft sowie Lebensmittel, Wasser 
und Nährstoffe, in denen der „Aktionsplan Kreislaufwirtschaft“ 
einen Rahmen für eine nachhaltigere Produktpolitik schafft. 
Nachhaltigkeit und Wertschöpfung werden dabei durch ver-

bessertes Produktdesign und mehr Recycling einzelner Produkt-
komponenten gesteigert.

Die Grafik verdeutlicht die Kernidee der Kreislaufwirtschaft. Be-
reits beim Produktdesign sollen Anschlussfragen der Weiterver-
wendung (z. B. die Nutzung von ausgedienten E-Autobatterien als 
festinstallierte Energiespeicher), des Recyclings (also der Gewin-
nung von Sekundärrohstoffen) und der Reparierbarkeit von Produk-
ten mitgedacht werden. So werden neue Märkte, z. B. für recycelte 
Sekundärrohstoffe, geschaffen und Geschäftsmodelle verändert, 
z. B. beim Zweitmarkt für E-Autobatterien. Für die Umsetzung 
dieser - nicht unbedingt komplett neuen - Ideen brauchen Unter-
nehmen Rechtssicherheit und Industriestandards, die sektoren-
spezifische technische Aspekte berücksichtigen. 

Die Klimaziele werden nur erreicht, wenn der technologie-
starke deutsche Mittelstand Gehör findet
CDU und CSU wollen nun dafür sorgen, dass das Fachwissen aus 
dem Mittelstand stärker berücksichtigt wird. Denn bei allen euro-
päischen Klimaambitionen ist es besonders wichtig, dass kleine 
und mittelständische Unternehmen in Europa dadurch keine 
Nachteile gegenüber internationalen Wettbewerbern haben. Kon-
kret soll beispielsweise der Entwurf zur Europäischen Batteriever-
ordnung einen Standard für die Nachhaltigkeit von Batterien und 
Komponenten schaffen, an den sich dann auch z. B. chinesische 
Hersteller halten müssten. Letztere könnten sonst ihre Rohstoffe 
zur Batterieherstellung unter weniger nachhaltigen Bedingungen 
gewinnen und dadurch europäische Wettbewerber im Preis unter-
bieten. Nur so haben Zukunftsindustrien in Europa eine Chance, 
und Nachhaltigkeit verkommt bei der Sicherung der Arbeitsplätze 
nicht zum Lippenbekenntnis. 

Die Vorschläge zu mehr Nachhaltigkeit scheinen auch 
wirtschaftlich Sinn zu machen. Die EU-Kommission schätzt, 
dass eine Umsetzung der Kreislaufwirtschaftspläne langfristig 
bis zu 700.000 neue Arbeitsplätze schaffen kann und europäi-
sche Unternehmen jährlich 10 bis 23 % Materialkosten sparen 
könnten. In meinen Augen funktioniert eine solche sektorale 
Transformation bei Produktdesign und Entsorgung nur mit der 

Dr. Andreas Schwab MdEP, stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-
Gruppe, Sprecher im Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 
sowie Bezirksvorsitzender der CDU Südbaden

International
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Innovationskraft der mittelständischen Unternehmen, die mit 
ihrem Spezialwissen und ihren Verbindungen in die Forschung 
für den konkreten Technologietransfer in die Praxis sorgen.

Dafür gibt ja auch bei uns in Baden-Württemberg konkrete Bei-
spiele: Im April 2021 wurden drei Leuchtturmprojekte mit 30 
Mio. Euro Forschungsförderungen prämiert, die die Struktur 
der Wirtschaft vor Ort stärken und den Nordschwarzwald zu 
einer Modellregion der Kreislaufwirtschaft machen sollen. Im 
außeruniversitären Innovationszentrum werden zukünftig Ko-
operationsprojekte mit regionalen Autozulieferern zum Wissens-
transfer zur Fertigung von Seltenerdmagneten durchgeführt, 
was mittelständischen Automobilzulieferern den Übergang zur 
Komponentenfertigung für Elektroautos ermöglichen soll. Auch 
zur nachhaltigen Kunststoffproduktion, zu biointelligentem 
Wasserstoff und dem „Upcycling“ von Gülle, d. h. der Gewinnung 
von vermarktbaren Sekundärrohstoffen aus Gülle, wird zukünftig 
in Kooperation mit den Unternehmen vor Ort geforscht. 

Zusammenfassend kann man sagen: Die Umsetzung der Pa-
riser Klima- und Nachhaltigkeitsziele kann nur vor Ort und in 
Zusammenarbeit mit dem Mittelstand gelingen, insbesondere 
wenn geeignete Wertschöpfungsketten dafür genutzt wer-
den. Wir werden deshalb alles dafür tun, dass die Stimme des 
technologiestarken deutschen Mittelstandes in Brüssel für die-
ses Projekt das notwendige Gehör findet. 

Dr. Andreas Schwab MdEP, 

andreas.schwab@europarl.europa.eu,

www.andreas-schwab.de
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bedürfnissen: technologisch, quantitativ und vielfältig.
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Hohner Maschinenbau GmbH

Gänsäcker 19
78532 Tuttlingen
Germany

T +49 7462 9468-0
F +49 7462 9468-20

info@hohner-postpress.com
www.hohner-postpress.com

VISIT US AT DRUPA, 
HALL 16, 
STAND B23/1-6

Die Kernidee des Aktionsplans Kreislaufwirtschaft

� © Europäische Union 2021
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH & Co. KG	

	 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Bartholomäus GmbH	

	 www.geba-emerkingen.de

Breinlinger Ingenieure Hoch- und Tiefbau 

GmbH	

	 www.breinlinger.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.	

Friedrich Burk GmbH + Co KG	

	 www.firmengruppe-burk.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 

GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

DIENER & RAPP GmbH & Co. KG  

Eloxalbetrieb	

	 www.dienerrapp.de

Dold Holzwerke GmbH	

	 www.dold-holzwerke.com

Alfred Dörflinger GmbH

	 www.doerflinger-granit.de

Einkaufsgesellschaft für Küche &  

Wohnen mbH 	

	 www.derkreis.de

ELGO Electronic GmbH & Co.KG

	 www.elgo.de

Gebr. FALLER GmbH	

	 www.faller.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG	

	 www.claus-gebaeudereinigung.de

Gehr Kunststoffwerk Vertriebsgesellschaft 

mbH	

	 www.gehr.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH	

	 www.geltz.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik	

	 www.gl-gmbh.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	

	 www.gmt-gmbh.de

Grafmüller GmbH	

	 www.grafmueller-gmbh.de

Grünemay & Abt KG 	

	 www.gruenemay-abt.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	

	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Detlev Hofmann GmbH	

	 www.detlevhofmann.de

Hohner Maschinenbau GmbH	

	 www.hohner-postpress.com

Hotel Stadt Freiburg GmbH 	

	 www.hotel-stadt-freiburg.de

Infinex Holding GmbH	

	 www.infinex-group.de

KUBEA GmbH	

	 www.kubea.de

Gebr. Lotter KG	

	 www.lotter.de

Moräne Kies Gesellschaft mbh + Co KG	

	 www.omk-moraene.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. 

Handels GmbH	

	 www.productionsintime.com

Prinzing Elektrotechnik GmbH	

	 www.prinzing-elektro.de

PROFILMETALL GmbH	

	 www.profilmetall.de

RIETHO GmbH Stanz- & Biegetechnik	

	 www.rietho.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	

	 www.gebrueder-rueckert.de

SBS-Feintechnik Burger Group	

	 www.burger-gruppe.com

SchwörerHaus KG	

	 www.schwoererhaus.de

System Elektronik GmbH	

	 www.system-elektrotechnik.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG	

	 www.uhl-beton.de

VÖLKLE Bürostühle GmbH	

	 www.rovo.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	

	 www.weberhaus.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

	 www.wiesbauer.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	

	 www.walter-zepf.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Die PROFILMETALL-Gruppe ist der Spezialist
für dünnwandige rollgeformte Metallprofile.

www.profilmetall.de

PM_MIT  02.08.2021  19:55 Uhr  Seite 1
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MIT vor Ort / Impressum

Impressum
Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
scheint zehnmal im Jahr im Rahmen der Mitglied-
schaft. Ist der Verlag durch höhere Gewalt, Streik 
und dergleichen an seiner Leistung verhindert, so 
besteht keine Ersatzpflicht für das Wirtschafts-
forum. 
Herausgegeben von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg in Zusammen-
arbeit mit der Kaan Verlag GmbH.

Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) 
Stammheimer Straße 10, 70806 Kornwestheim  
Telefon 07154 8025-140, 
wifo@mit-lvbw.de, 
www.mit-bw.de

Auflage: 5.000 Exemplare für Mitglieder und 
Interessenten

Verlag und Vertrieb:  
Kaan Verlag GmbH 
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen 
Telefon 07571 7404-0
wifo@kaanmedia.de,  
www.kaanmedia.de

Redaktion Wirtschaftsforum:  
verantwortlich im Sinne des Presserechts 
Ulla Müller-Eisenhardt (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Leitung Wirtschaftsforum:
Andrea Birringer (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Verantwortlicher Redakteur:  
Achim Rieger (Kaan Verlag GmbH)  

Druck: 
Kaan Verlag GmbH
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen
www.kaanverlag.de

Bildnachweise:  
Diese Ausgabe verwendet Bilder von Pixabay, 
Pixelio und Adobe Stock 

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de
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Mitglied werden

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


